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M Oeſterreichs Hülfsquellen. 
Es wurde in dieſem Blatte (S. 315) ſchon darauf hingewieſen, wie 
in großes Anleihen zu irgend einem Zinsfuß nützlicher für Oeſterreichs 
„Finanzverwaltung fein würde, als die Fortdauer der gegenwärtigen Valuta⸗ 
berhältniſſe. Inzwiſchen verlautet, daß in Wien ein großes »patriotiſches“ 
Anleihen berathen und beſchloſſen ſei. Daß hierdurch die Ordnung der 
Valutaverhältniſſe herbeigeführt werden ſolle oder könne, iſt aber mehr als 
zweifelhaft. Ein patriotiſches Anleihen meint ein Anleihen im Inlande und 
bei Inländern. Das Inland hat kein Metall und fo viele Aaleihen immer 
gemacht werden mögen, ſo können ſie doch immer nur Papiergeld in die 
St aatskaſſen bringen. Wollte der Staat dieſes Papiergeld nicht wieder 
ausgeben, fo würden die Einzahlungen nur ſehr allmählich gefordert werden 
dürfen, denn der plötzliche Einzug großer Summen würde dem Verkehr die 
nöthigen Umlaufsmittel entziehen und die Finanzverwaltung ſelbſt in Ver⸗ 
legenheit bringen, weil die Steuern nicht bezahlt werden könnten. Die all⸗ 
mähliche Einzahlung eines großen Anleihens und die Vernichtung des durch 
daſſelbe eingehenden Papiergeldes würde allerdings darum nützlich ſein können, 
weil in dieſem Falle die Umlaufsmittel, ſoweit ſie unentbehrlich, dadurch 
terſetzt werden, daß der Preisrückgang, welcher ſtets aus der Verminderung 
der Umlaufsmittel folgt, die Ausfuhr öſterreichiſcher Produkte und die Ein⸗ 
fuhr baaren Geldes vom Auslande vermehren würde. In welchem Maße 
Mdiefe Vermehrung möglich wäre, ifl aber ſchwer zu berechnen und von vie⸗ 
len Zufällen abhängig. Zehn Friedensjahre dürften jedenfalls die kürzeſte 
Mint fein, auf welche ſich die allmählichen Einzahlungen vertheilen ließen. 
1 Die Bedenken gegen die Verſpätung des Reſultates durch die allmäh⸗ 
liche Realiſation einer inländiſchen Anleihe ließen uns ſtets nur ein großes 
Fausländiſches Silberanleihen als ein Mittel zur Löſung der Valutafrage 
betrachten, und es iſt wahrſcheinlich, daß auch die öſterreichiſche Regierung 
Lein patriotiſches Anleihen nur zur Deckung der außerordentlichen Bedürfniſſe 
des Augenblicks und gar nicht zur Regulirung der Valuta in Anſpruch 
nimmt. f 
Ein ausländiſches Anleihen dürfte allerdings ohne Pfand nicht erreichbar 
en, aber darin beſteht eben die Widerlegung des Mißtrauens gegen die 
öſterreiche Finanzlage, daß Oeſterreich für ungeheure Summen Pfänder bieten 
ann. Capitaliſirt man nämlich A 5 % diejenigen Einnahmen, welche ſich 
epachten laſſen würden, ſo ergiebt ſich 
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N Unter dieſen Einnahmen iſt nicht eine, weiche in Privatvecwaltung nicht 
mehr aun e ür Air in der Staatsregie, theils weil erſtere wohlfeiler 
ein würde als letztere, theils weil die Bruttoergebniſſe ſelbſt bei den bis⸗ 
herigen Steuerſätzen höher fein könnten. In letzterer Beziehung darf nur 
aran erinnert werden, daß die Grundſteuer, auf der alten Schätzung 
beruhend, heute noch von vielen Grundſtücken im Verhältniß eines Ertrages 
khoben wird, der ſich inzwiſchen verdreifacht hat. Die Anwendung der 
c eſtehenden Steuerſätze auf den wirklichen Ertrag würde deſſen Ermittlung 
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* eder Erträgniſſe könnten natürlich dann noch erreicht werden, 
penn den Pächtern der indirekten Steuern die Feſtſtellung der Steuerſätze 
A berlaſſen würde, z. B. bei dem Zoll, bei dem Salz- und dem Tabak. 

konopol, Die gegenwärtigen Steuerſätze könnten als Maximum betrachtet 
ch derden, in deren Herabſctzung würde eine Aktiengeſellſchaft ein ſicheres und 

And populäres Mittel zur Ertragsvermehrung finden. Von den e 
in fütern wird behauptet, daß fie in den Händen gon, Privaten den doppelten 
on ertrag liefern könnten. Von den Eiſenbahnen iſt eine en ri no 
1 chon darum anzunehmen, weil durch die Steifheit jeder amtlichen Verwal⸗ 
05 ung meiſtens viele Vortheile wegfallen, welche Privatverwaltungen benutzen, 
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„Kulutaſchwankungen von ſich und dem Volke abwenden, he 
ne uch, > durch die Regulirung der Valutaverhältniſſe nn W 
lar nicht bedürfen, weil deren Mehrzahl nur durch das Defic 

bd, welches nur aus den Valutaverhältniſſen hervorgeht. 
d Wenn die Aktiengeſellſchaft aber, wie vorauszuſehen, © 
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der Staat, der für die alljährlich durch die Tilgungsquote erworbenen Aktien 
als Aktionär eintreten und den Ertrag der Aktien ebenfalls zur Tilgung 
verwenden würde, in kürzerer Zeit als 34 Jahren das Anleihen getilgt 
haben und dann in den Beſitz einer erhöhten Einnahme treten. 

Es iſt wahr, daß eine Aktiengeſellſchaft zur Uebernahme eines der 
Monopole Oeſterreichs, einer ſeiner Steuern oder ſeiner Staatsgüter ſich 
in dem gegenwärtigen Augenblicke weniger leicht finden würde, als dies 
vor einem Jahre möglich geweſen wäre; es iſt aber kaum zu vermuthen, 
daß eine günſtigere Epoche als die gegenwärtige nahe liegt. 

Daß auf dem vorgeſchlagenen Wege jederzeit wohlfeiler als auf dem 
der gewöhnlichen Anleihen das Geld herbeigeſchafft werden könnte, iſt wohl 
kaum zu bezweifeln, da Jedermann für die Chance des Gewinnes bei dieſem 
wie bei anderen Unternehmen einen Preis bezahlen wird. Die günſtigen 
Chancen bei dieſem Unternehmen werden von Allen, welche mit den öſter⸗ 
reichiſchen Verhältniſſen ſich näher vertraut machen, mit Recht als ſehr hoch 
angeſchlagen werden. 

Hierzu kommt noch, daß von den verſchiedenen Einnahmezweigen, welche 
ſich zu einer Verpachtung eignen würden, gerade diejenigen, dei welchen 
vorausgeſetzt werden darf, daß die öſterreichiſche Regierung am leichteſten 
geneigt fein würde, fie zu verpachten, auch diejenigen find, welche ſich am 
meiſten für den Betrieb durch Privaten eignen, am meiſten Ausſicht auf 
einen höheren Ertrag bieten und, ihrer Capikalgröße nach, der Summe am 
nächſten entſprechen, welche die öſterreichiſche Regierung bedarf. Es ſind 
dies das Salz⸗ und das Tabaksmonopol. Das erſtere verzinst gegenwärtig, 
3 5 %, ein Capital von 500, das andere ein ſolches von 430 Millionen 
Gulden; oder, 3 6 %: 416 reſp. 358 Millionen Gulden. 

Gegenüber den Projekten, welche ſogar den Bankerott — d. h. die 
Herabſetzung des Papiergeldes, — der öſterreichiſchen Regierung anempfehlen, 
dürfte unſere Anregung einer ehrlicheren Methode immerhin einige Berech⸗ 
tigung haben und deren unzweifelhafte Möglichkeit jedenfalls beweiſen, daß 
es nicht die Hülfsmittel ſind, welche Oeſterreich fehlen, wenn es durch Re⸗ 
gulirung ſeiner Valutaverhältniſſe den Arm ſtärken will, den es vielleicht 
berufen iſt, mit aller Kraft in den gegenwärtigen politiſchen Verwicklungen 
für Deutſchland zu erheben. 


Die Nationalzeitung über O. Hübners Banken. 

Wie erwartet werden durfte, hat Hübners Buch über die Banken nicht 
allein Anerkennung gefunden, ſondern auch eine Polemik über die wichtigſten 
Bankfragen hervorgerufen, deren allgemeines Intereſſe, deren wiſſenſchaftliche 
und praktiſche Bedeutung dem Verfaſſer der „Banken“ Anlaß giebt, hier 
einigen Raum für feine Anſicht in Anſpruch zu nehmen. *) 

Wir beſchäftigen uns zunächſt mit 2 trefflichen Aufſätzen der National⸗ 
zeitung (Papiergeldtheorien, Nr. 263 u. 265 d. N. 3.), von welchen zum 
Verſtändniß ein Theil hier wiedergegeben werden muß. 

Ueber die Nothwendigkeit der metalliſchen Deckung und der Einlösbarkeit 
des Papiergeldes werden gerade im gegenwärtigen Angenblicke die beiden ertrem⸗ 
ſten Anſichten aufgefteut und verfochten: die Anſicht, daß das Papiergeld keiner 
metalliſchen Deckung bedürfe, daß es ſogar uneinlösbar ſein müſſe, und die An⸗ 
ſicht, daß alles Papiergeld, welches nicht von vollſtändig freien Privatbanken 
emittirt werde, einer metalliſchen Hinterlage von der vollen Hohe der Emiſſion 
bedürfe. 

m das Banner der erſteren Anſicht ſchaart ſich in England eine ausge⸗ 
dehnte und einflußreiche Partei, die „Papiergeldparteis (paper-money party). 
Sie iſt der Bankkriſen, der Geldklemmen, der Beängſtigungen, welche die Mil⸗ 
derung des Baarvorraths der engliſchen Bank jedesmal hervorruft müde, und 
meint, allen dieſen Uebeln könne abgeholfen werden, wenn man ihre Veranlaſſung 
entferne; die Veranlaſſung ſei aber die Verpflichtung der Bank, die Noten jeder⸗ 
zeit gegen Geld aus zuwechſeln. Emittire man alſo für die Bedürfniſſe des Staats 
ein Papiergeld, zu deſſen Umwechslung gegen Geld, weder Staat noch Bank 
verpflichtet fei, fo würden alle die Calamitäten, welche aus einem Zurückſtrömen 
der Noten zur Bank, aus maſſenhaften Umwechslungsforderungen hervorgingen, 
künftig verſchwinden. Zur Unterſtützung dieſer Theorie wird die Erfahrung an⸗ 
geführt, daß Jahrzehende lang die engliſchen Banknoten die Dienſte des Metall⸗ 
eldes verſehen haben, obgleich ihre Unelulosbarkeit geſetzlich feſtſtand, daß die 
Keihe der engliſchen Geld⸗ und Bankkriſen erſt begonnen habe ſeitdem 1819 
Peel die Aufhebung der Zablungseinſtellung der Bank und die Wiedereinlöſung 
der Banknoten durchgeſetzt habe, und daß dieſe Kriſen mehrere Male wieder zu 
einer vorübergehenden Suspenfion der Einlösbarkeit der Noten geführt habe, 
1825 ſei die engliſche Bank durch die Pflicht, die Noten gegen Gold umzu⸗ 
wechſeln, an den Rand des Verderbens geführt, und nur durch die Emiſſion 
von Einpfundnoten, die der Verkehr gern abſorbirt habe, ohne nach der metalli⸗ 
ſchen Grundlage zu fragen, gerettet. Die gerühmte Peei'ſche Geſetzgebung von 
1844 ſei nichts Anderes, als ein Kompromiß zwiſchen der Einlösbarkeit und der 
Uneinlösbarkeit. Peel habe der Bank erlaubt für 14 Millionen E⸗Noten nur 


) Es gereicht uns zur beſonderen Befriedigung, daß Herr O. Hübner 
zur Zurückweiſung eines gegen ihn gerichteten wiſſenſchaftlichen Angriffes di 
Spalten des Handelsblattes benutzt. Daß dieſelben ihm zu ſolchem Zwecke 
unbeſchränkt auch dann zur Verfügung ſtehen, wenn wir ſelbſt in einem einzelnen 
Falle mit feinen Reſultaten oder deren Begründung nicht übereinſtimmen ſollten, 
verſteht ſich nach der Natur des Verhältniſſes einer Redaction zu ei nem verehr⸗ 
ten ſtändigen Mitarbeiter von ſelbſt. — Die Redaction. 
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gegen „Sicherheiten,“ alſo im Falle der Noth nicht couvertibel, auszugeben, die⸗ 
ſelbe dagegen verpflichtet, für ſede weitere Note den vollen Betrag in edlen Me⸗ 
tallen vorräthig zu halten. Man brauche nur die Emiſſion der nicht converti⸗ 
blen Noten auszudehnen, ſo werde den geſtiegenen Bedürfniſſen des umfang⸗ 
reicheren Verkehrs genügt und den Geldklemmen vorgebeugt. 

„Es läßt ſich allerdings nicht leugnen, daß uneinlösbares Papiergeld in allen 
Ländern kurſirt hat und noch kurſirt, daß daſſelbe zwar oft entwerthet iſt, daß 
es aber noch Papiergeld giebt, welches ſeinen vollen Werth behauptet, ohne daß 
das Publikum nach der Einlösbarkeit deſſelben fragt. Aber dennoch liegt der 
Forderung der Emiſſion von nichteinlösbarem Papiergelde die Anſicht zu Grunde, 
daß der Staat oder die Staatsbank aus Papier Geld machen konne; dieſelbe 
enthält den ganz reinen Wunderglauben alter Zeit und empfiehlt dem Staate 
nur etwa eine weiſe Mäßigung in der Ausübung ſeiner Wunderkraft, damit er 
nicht das Schickſal des Zauberlehrlings theile. 5 
Die der vorſtehenden direct entgegenſtehende Anſicht wird von O. Hübner 
in feinem ſoeben vollſtandig erſchienenen Werke über die Banken („Tie Banken 
von Otto Hübner, Leipzig bei Heinrich Hübner, 1853 und 1854% vertreten. 
Wahrend man dort die Bankkriſen durch die Uneinlösbarkeit des Papiergeldes 
verhindern will, ſieht Hübner kein anderes Mittel zu ihrer Beſeitigung, als die 
vollſtändigſte Garantie der Einlösbarkeit der Noten, welche dadurch erreicht 
wird, daß die öffentlichen, conzeſſionirten Banken verpflichtet werden, einen ihrer 
Notenemiſſien vollig gleichen Baarvorrath beß ändig bereit zu halten. 

„Die Banken, ſagt Hübner, „kaufen und verkaufen Credit. Verkauften 
ſie nur den Credit, den fie haben, fo ginge Alles gut. Nun aber haben fie die 
fatale Gewohnheit, einen ganz andern Credit zu verkaufen, als fie empfangen: 
das iſt der Grund des Unterganges der alten Banken, und wird auch die meiſten 
neuen Banken in den Ruin herabziehen. Die Banken empfangen durch das 
Girogeſchäft und die Emiſſion jederzeit realiſttbarer Noten einen Credit, der 
jeden Augenblick zurückgefordert werden kann; ſie gewähren aus den Mitteln, 
welche fie durch dleſen jederzeit zurückziehbaren Credit empfangen, auf Wechſel und 
Waaren Gredite, die erſt nach zwei bis drei Monaten ablaufen, ja, fie machen 
damit dem Staate Anleihen, die, wenn überhaupt, erſt nach Jahren zurückge⸗ 
zahlt werden. Langer Credit ift aber ein ganz anderer, als ſtets fälliger. Die 
Banken verkaufen alſo einen ganz andern Eredit, als ſie empfangen. Man 
kann aber nicht den langen Credit geben, wenn man nur den kurzen empfangen 
hat, ohne die große Gefahr zu laufen, den letzteren nicht zurückgeben zu können. 
Daher die Verlegenheiten der Banken, daher die Kriſen.“ 5 1 

„Welchen Credit dürfen aber die Banken mit den Fonds gewähren, die 
ihnen durch, Noten und Girodepoſiten zufließen? — Nur einen gleichartigen 
einen ſtets fäuigen Credit, eine Creditbewilligung, die jede Minute mit Sicherheit 
ſofortiger Zahlung zurückgefordert werden kann. Solchen Credit kann aber das 
Pane nur ſelten oder gar nicht benutzen, da Private eben fo wenig, wie 
Banken Unternehmungen haben, aus denen fie jeden Augenblick zuverläſſtg das 
Geld herauszuziehen vermögen. Eine Bank kann alſo die durch Noten und ſtets 
fällige Depoſiten empfangenen Fonds ſicher nur zum Handel mit edlen Metallen 
und zur Beleihung von Gold und Silber benutzen, mit andern Worten, ihr 
Baarbeſtand muß eben ſo groß ſein, wie Notenumlauf und ſtets fällige Depoſiten 
zuſammengenommen. | 

Obgleich Hübner die praktiſche Gonfiquenz diefer Theorie auf die ſtaatlich 
conceſſionirten und privilegirten Banken beſchränkt, weil nur dieſe Banken durch 
die ſtaatliche Autorität einen künſtlichen Credit genießen, alfo kein Riſiko laufen 
dürfen, fo hat die Theorie doch eine fo allgemeine Giundlage, daß man jene 
Beſchränkung für willkürlich halten muß, und nicht umhin kann, der Th orie 
einen allgemeinen, auch die freien Banken in ſich begreifenden Umfang beizulegen. 
Ihr volkswirthſchaftliches Reſultat faßt ſich dahin zuſammen daß durch Noten⸗ 
und Papiergeldemiſſionen die Umlaufsmittel nicht vermehrt werden dürfen, fon: 
dern daß dem Verkehr immer ein dem Papiergeld gleicher Betrag an Gold und 
Silber entzogen und zur Realiſirung reſervirt werden muſſe. 

Die Löſung des Widerſpruches, ſagt die Nationalzeitung, kann allein 
in einem richtigen Verſtändniß des Papiergeldes gefunden werden. 

Dieſes Verſtändniß lehrt die Nationalzeitung wie folgt: 

„Die wunderbare Erſcheinung, daß Staatspaplergeld umläuft, deſſen Ein⸗ 
wechslung gegen Silber weder verſprochen, noch auch vorgeſehen iſt, könnte leicht 
verführen, den für die Papiergeldilluſion unwillkürlich bezeichnenden Ausdruck 
Papiermünze ſchlagen“ (battre du papier-monnaie) ernſthaft zu nehmen und die 
Paptergeldausgabe für eine überaus wohlfeile Art der Ausübung des Münzregals 
zu halten. An die Stelle des reellen Werthes würde bei dieſem Gelde der aus⸗ 
geſprochene Zwang zur Annahme treten, indem jeder Gläubiger geſetzlch für be⸗ 
friedigt angeſehen würde, der von ſeinem Schuldner die ſeiner Forderung ent⸗ 
ſprechende Anzahl ven Papierthalern erhielte. Durch einen ſolchen Zwangscours 
würde allerdings für alle zur Zeit der Einführung einer ſelchen „Papiermünze⸗ 
beſtehenden Schuldverhältniſſe das Papiergeld an die Stelle des Silbergeldes 
treten. Bei allen neu entſtehenden Schurdverhättniffen, bei allen neu abgeſchloſ⸗ 
ſenen Verträgen über Geldzahlungen hingegen würde der Widerwillen des Publi⸗ 
kums gegen ein ſelches Papiergeld ſich geltend machen komen, indem alle in 
Papiergeld rückzahlbaren Darlehne auch in Papiergeld geleiſtet, und alle in 
Papiergeld zahlbaren Preife zu einer dem Werthe deſſelben entſprechenden Höhe 
verabredet würden. Der ausgeſprochene Zwangscours würde alſo in allen Trans⸗ 
actionen machtlos werden, bis auf Eine. Dem Papierthaler würde nämlich 
außer der Zwangscoursformel noch die weitere aufgedrückt werden, daß er »in 
allen Caſſen des Staates zum vollen Werthe angenommen werde.“ In allen 
Zahlungen von Steuern und Gebühren würde alſo der Papierthaler, möchte er 
ſich auch im ſonſtigen Verkehre noch ſo ſehr entwerthen, dem Silberthaler unter 
allen Umſtänden gleichgelten. 

Die Annahme in den Staatscaſſen an Zahlungsſtatt ift alſo das einzige 
Element, dem das Staatspiergeld einen dauernden Werth verdanken kann. Dieſe 
Thatſache läßt daſſelbe aber in einem ganz neuen Lichte erſcheinen. Der Staat 
giebt Papiergeld aus, um die Dienſte dafür einzukaufen, deren er bedarf, und 
nimmt das Papiergeld als Zahlung für de Dienſte an, welche er leiſtet. Beides 
ſteht aber in einem beſtimmten Verhältniſſe zu einander. Das Eine iſt das Ca⸗ 
pital, welches er verzehrt, das Andere die Waare, welche er mit dem verzehrten 
Capital produzirt. Die Möglichkeit der Papiergeldemiſſion liegt alſo nicht in der 
politiſchen Macht, ſondern in der wirthfchaftlichen Bethätigung des Staates. Der 
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Staat kann nur in ſo weit ein Papiergeld produziren, deſſen Werth eine dauerndegele⸗ 
feſte Grundlage hat, als er innerhalb der auf Theilung der Arbeit und gegen vie 
ſeitigen Austauſch der Leiſtungen beruhenden bürgerlichen Geſellſchaft, gewiſſer die 
maßen ein Etabliſſement für eine befondere Art der Produktion bildet, als, mi im 
andern Worten, das Papiergeld etwa den Poſt⸗Francomarken entſpricht. ; 
Fur dieſe Art der Nie gell finden wir im bürgerlichen Verkehr d 
eine genau entſprechende Analogie, bei der nur das Papiergeld nicht vorkommt, 
A. verkauft dem B. auf Credit für 10,000 Thlr. Baumwolle, B. fabricirt daraus daß 
Shirting und verkauft dem C. von dieſem Produkte, ebenfalls auf Credit, füt We 
10,000 Thlr.; C. macht Hemden daraus und liefert davon dem A, zur Beklei⸗ hab. 
dung ſeiner Sclaven für 10,000 Thlr. Als Zahlung für die Baumwolle ha 
B. dem A. eine Anweiſung auf feine Caſſe gegeben; A. befriedigt mit dieſer 
Anweiſung den C., und G. giebt dieſelbe dem B. als Zahlung für den Shirting. e 
Die von B ausgegebene Anweiſung hat hier dieſelbe Bedeutung, wie oben das den 
vom Staate emittirte Papiergeld, beide kehren nach vollbrachtem Kreislauf als müf 
Zahlung an den Augfteler zurück, und dicſer hat nicht nöthig, baares Geld zur Die 
Einlöſung bereit zu halten, da er durch denſelben wirthſchaftlichen Prozeß, dernich 
ihn zum Schuldner des Einen machte, Gläubiger des Anderen geworden iſt, beim, 
wieder Glaubiger feines Gläubigers wurde. 
Dieſer Kreisumlauf der Produkte iſt das Weſen des geſammten Produktions 
und Conſumtionsprozeſſes. Die Anzahl der Perſonen, innerhalb deren ſich der: 
ſelbe vollzieht, iſt allerdings in der Regel eine bei Weitem größere; die Produkt aut 
eines einzelnen Etabliſſements zerſplittern ſich in einer ungeheuern Menge kleiner hin 
Theile, um zu den einzelnen Conſumenten zu gelangen, und die Gegenleiſtungen „S 
der Conſumenten ſetzen ſich aus kleinen Partikeln wieder zum Capitale zuſammen then 
welches jenes Etabliſſement im Großen verbraucht. Dieſer ganze Kreislauf kanng „ 
ſtatt durch baares Geld als Fauſchmittel, durch Anweiſungen und gegenfeitig 9 
Abrechnung vermittelt werden. Die Amweifungen müſſen indeß, um auch bei derand 
Vertheilung der Produkte und bei der zahlloſen Menge von Umſätzen, welche Da 
innerhalb des Kreislaufes vorkommen, als Tauſchmittel dienen zu können, eine duk 
etwas andere Geſtalt annehmen. Sie müſſen, um der größeren Bequemlichkeit ſpoir 
des Umſatzes willen, auf kleinere Apoints und auf den Inhaber ausgeſtellt wer⸗ 
den, fie muſſen ferner, weil die Dauer des Kreislaufes ſich nicht abſehen laßt f 
nicht auf einen beſtimmten Termin, ſondern „auf Sicht“ lauten. Solche auf denz: | 
Inhaber geſtellte trockene Sichtanweiſungen find aber Papiergeld, und die Eigen 
thümlichkeit des Kreislaufes der Produktion, welcher die aus egebenen Auwei⸗ 
ſungen an Zahlungsſtatt wieder in die Hände des Ausſtellers zurückführt, begründet Pa 
die Möglichkeit, Papiergeld auszugeben, für welches nicht die Umwechslung gegen ſche 
Metallgeld, ſondein nur die Annahme an Zahlungsſtatt garantirt iſt. Doch kann nu 
ſelbſtverſtändlich eine ſolche Papiergeldemiſſion ſich nur innerhalb ſehr enger . 
Grenzen bewegen. Je umfangreicher dieſelbe iſt, auf um fo längere Umlaufs⸗ 
zeit muß für jeden Thaler gerechnet werden, um fo näher liegt alfo die Gefahr, 
daß bei entſtehender Ueberfüllung des Verkehrs mit Papiergeld, oder bei ent⸗ hen 
ſtehendem Mißtrauen gegen daſſelbe, das uͤberflüſſige Papiergeld nicht durch die var 
laufenden Staatseinnahmen abforbirt werden kann. Die Papiergeldemiſſion iſt 
mit voller Sicherheit nur für die Anticipation laufender Einnahmen für die 
ſchwebende Schuld anwendbar. Staatsanteihen, welche nur allmählich getilgt 
werden können, in Papiergeld zu kontrahiren, führt leicht zur Entwerthung 
deſſelben, Kriegsanleihen, bei welchen die Gefahr des entſtehenden Mißtrauens 
ſo überaus groß iſt, haben, wenn in Papiergeld kontrahirt, noch immer zu einer par 
Eutwerthung deſſelben geführt.“ den 
Das Hauptmoment dieſer Erklärung des Papiergeldes iſt, daß zeit 
daſſelbe „eine genau entſprechende Analogien des Handelsverkehres fer, wo ohr 
B. durch feine Amveiſung, wie der Staat durch fein Papiergeld, für Si 
empfangene Dienſte oder Güter nicht baar bezahlt, ſondern Zahlung vers hot 
ſpricht, indem er nur anſtatt Papiergeld ſeinen Accept oder Gutſchrift 
gewährt. I 0 
Daß dieſe Analogie aber nicht genau entſprechend iſt, scheint die Nas un, 
tionalzeitung durchgefühlt zu haben, denn fie zählt verſchiedene willkürliche nit 
Beſchränkungen für die Papiergeldausgabe auf, während fie mit Recht eine kar 
ſolche für den Handclscredit vorzuſchreiben nicht nothwendig findet. abe 
Die Analogie ſcheint uns aber im Ganzen irrthümlich. Io 
Die Eigenſchaft des Solawechſels — dieſer Ausdruck bezeichnet präciſer 
als Anweiſung das von der Nationalzeitung gemeinte Papier — iſt nicht 8 
nur die, daß ſie nach vollbrachtem Kreislauf als Zahlung an die Ausſteller ind 
zurückkehrt, ſondern auch die, daß ſie innerhalb einer beſtimmten Zeit den 
Kreislauf vollenden muß. Soll ſich daher der Kreislauf des Güteraustauſches 0 
mit dem Kreislauf des Wechſels gleichzeitig abſchließen, ſo muß der Aus⸗ 
ſteller bis zum Verfall des Wechſels auch ſo viel Dienſte geleiſtet, ſo viel wi 
Werthe producirt haben als er zur Einlöſung des Wechſels braucht. u 
Bei dem Staatspapiergeld liegt weder jene Eigenſchaft noch dieſe ſch 
Nothwendigkeit vor. Eine beſtimmte Verfallzeit fehlt dem Staatspapiergeld uu 
und wenn die Nationalzeitung es in die Kategorie der Sichtanweiſungen Ih 
ſtelt, jo muß dies aus rein mathematiſchen Gründen abgelehnt werden, al 
wenn das Papiergeld nicht ſtändlich bei dem Staate in Metall umgeſetzt in 


werden kann. Z. B. es iſt in S 
Oeſterreich Preußen zu 

jährliche Staatseinnahme ...- . . . 250 Mill fl. 103 Mill. 5 de 
tägliche „ e rn eee 280,000 %% 
eee, sehe ee DOLL. 17 31 Mill. „ fo 
die tägliche Realiſationsgelegenheit verhalt le 


wor“ 


ſich zum Papiergeld wie 1: 214 111 N 

Daß der Credit des Staates oder der Zwangscours die Realiſations⸗ 
gelegenheit des Papiergeldes vervielfältige, weil es an Zahlung weiter gege⸗ 90 
ben werden kann, iſt nur ſcheinbar, da die durch Ausgabe realiſirte Summe 
durch Einnahme deſſelben unausweichbaren Papieres wieder zurückkömmt. d 

Da es eine Eigenſchaft der Sichtwechſel, daß die tägliche Realiſations⸗ 


1 
N 


J 
itlegenheit wie 1:1 iſt, ſo kann ein Papier, deſſen Nealiſationsgelegenheit 
wie 1: 214 oder 111 ſteht, kein Sichtwechſel genannt werden. Aber ſelbſt 
le berechneten Realiſationsgelegenheiten von 214 und 111 iſt nicht be⸗ 
amt, denn fie können jeden Augenblick durch Vermehrung des Papier⸗ 
aldes verkleinert, durch Vermehrung der Steuern vergrößert werden, Wie 
man übrigens die Verfallzeit annchmen möge, eine Nothwendigkeit fehlt, 
laß der Staat für fein Papiergeld wie der Geſchäftsmann für feinen 
Wechſel bis zu Verfall fo viel Dienſte geleiftet, fo, viel Werth producirt 
habe als die Summe des verfallenen Papieres ausdrückt, die Dienſtleiſtun⸗ 
en eines Staates find freilich ſchwer abzuſchätzen. Es giebt Theoretiker, 
elche meinen, es ſei ein Staat von fo unabſchätzbarer Nothwendigkeit, daß, 
zbenn alles Eigenthum und alles Leben ſeiner Angehörigen geopfert werden 
müſſe, um feine Exiſtenz zu erhalten, für dieſe der Preis nicht zu hoch fet. 
ieſe Theorie mag patriotiſch fein, vernünftig und wirthſchaftlich ‚ft fie 
ich. Die Nüglichkeit, des Staates hat wie alle Dinge keinen höheren 
Werlh als den Preis, der freiwillig von feinen Angehörigen dafür bezahlt 
wird und nehmen wir der Kürze halber an, daß die Steuern von den 
olksvertretern bewilligt, alſo freiwillige ſeien, ſo ſind die Steuerbeträge der 
Ausdruck des Werthes der Dienſtleiſtung des Staates, und wo ſie nicht 
ehinreichen zu den Ausgaben des Staates, da producirt die Staatsverwaltung 
Schutz, Sicherheit, Gerechtigkeit“ und wie ſonſt ihre Produtte heißen, zu 
heuer. Letzteres iſt bei vielen modernen Staaten der Fall, Papiergeld ent⸗ 
licht gewöhnlich erſt in Folge des Deficits zwiſchen Einnahme und Ausgabe 
rund wird aus gleichem Anlaß in der Regel vermehrt, Die Einlöſung des 
apiergeldes durch Steuerzahlung iſt allerdings eine Einzahlung durch Pro⸗ 
ebuktion wie im Privatverkehr die Einlöſung des Wechſels des B. Dieſem 
twird aber kein Wechſel mehr abgenommen, wenn es bemerkt wird, daß er 
‚Au theuer producirt, wenn er bei Verfall feinen Wechſel nur theilsweiſe ein⸗ 
löst, wie dies die Regierung thut, welche ihr Papiergeld vermehrt und 
hiedurch die Nealiſationsgelegenheit desſelben ſeltener macht. n 
: Es beſteht daher ſicherlich viel mehr Unterſchied als Analogie zwiſchen 
t Papiergeld und Anweiſung oder Wechſel, und wenn der Widerſpruch zwi⸗ 
hen den Grundſätzen der paper money party, und Hübner's Vanktheorie 
dur durch ein richtiges Verſtändniß des Papiergeldes gefunden werden kann, 
„I dürfte die Nationalzeitung jene Löſung kaum gefördert haben. 
f Die Notenemiſſion der Banken, ſagt die Nationalzeitung weiter, beruht 
genau auf denſelben Grundſätzen, wie Papiergeld und Wechſel, deren „ge— 
tau entſprechende Analogie ſie behauptet. 2 
b Die Behauptung gründet ſich in beiden Fallen darauf, daß Wechſel, 
L arierged und Banknoten zu ähnlichen Dienſtleiſtungen verwendet werden 
Innen. 
5 Wir behaupten dagegen einen Unterſchied zwiſchen Zimmtbaum., Ja- 
e pan- und Buchenholz, obwohl mit jedem eingeheizt werden kann. Wir fin⸗ 
„ben es ganz weſentlich, daß der Wechſel ein Papier mit beſtimmter Verfall⸗ 
i kit und der Verantwortlichkeit aller Nehmer, daß Papiergeld und Banknote 
ohne Verantwortlichkeit übertragen werden können, das erſtere abet ein 
r Sichtpapier, wie die Nationalzeitung behauptet, nicht iſt, während die Bank— 
"Noten ein ſolches find, g > 
Es iſt wahr wenn der Acceptant eines Wechſels, die Regierung welche 
das Papiergeld, oder die Bank welche die Noten ausſtellt, alle drei gleich 
unzweifelhaft ſicher find, daß ihre Papiere erſt nach einem beſtimmten Ter⸗ 
e Min zur Zahlung vorgezeigt werden und dann die Zahlung geleiſtet werden 
e kann — dann können die Papiere ähnlich in ihrer Dienſtleiſtung ſein, weil 
ber die Erfüllung jener Bedingung nicht in der Natur der Papiere liegt, 
ſo kann auch die Analogie nicht anerkannt werden. 

Die Nationalzeitung verkennt die Nothwendigkeit der Erfüllung jener 
Bedingung auch keineswegs, ſie bemüht ſich, dieſe Erfüllung nachzuweiſen, 
Ind : 

23 kan) welche die Convertibilität der Noten mit ſich bringt, 
eben der Bank in ihrer Geſchäftsführung eine beſtinumte Politik an die 
nd, eine Politik, welche ſie um ihrer eigenen Exiſtenz willen befolgen 


eee 


ter Noten enthoben zu werden. Sie wird ihre Fonds nur in ſolchen Ge⸗ 
N en, aus 3 ſie dieſelben raſch realiſiren kann; 8 ch 
nur kurzfriſtige und ſichere Credite bewilligen. Wenn fie auf 1 ie 
Ährer Geſchäftsführung die nöthige Elaſtictät gegeben hat, ſo wird ſie — 1 
allen Umſtänden den Baarvorrath in einer Höhe erhalten, wir e ir 
Möglich macht, den Nealifationeforderungen, deren Umfang ſich 15 gro 8 
icherheit nach den Veihättniſſen des Marktes voraus berechnen m 5 en 
u entſprechen. Sie wird endlich ihren Notenkredit nur in ſolchem mfaı ge 
jeriligen daß der durch ihre Noten 8 Kreislauf von Umſätzen nich 
ihr über f äftskreis hinausreicht, da 5 J 
BEN ve wird dem auemartigen den si 
icht Credite bewilligen, fie wird ſorgen, daß der ee ihres 0 5 
nicht mit ihren Noten überfüllt werde — alles um ihrer Exiſtenz un 
Urtheils willen. 5 >> 
Die Nationalzeitung anerkennt alſo, daß die Ges Dr N 
eine Gefahr mit ſich bringe, welche bei Wechſeln und Staat dare Ran 
nicht vorhanden ſei, ſie hält aber dennoch an der Behauptung der 7 sie 
fer Papiere feſt, indem fie fagt, was eine Bank alles thun wird, 


ird, ſo lange ſie keine Hoffnung hat, der unbedingten Pflicht zur Einlöſung 
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gefährliche Eigenſchaft auszugleichen, indem ſie annimmt, daß die ver⸗ 
ſchiedenen Maßregeln der Bank auch die Wirkung haben, welche deren Zweck 
iſt, und daß der Umfang der Realiſations forderungen ſich mit großer Sicher⸗ 
heit nach den Verhältniſſen des Marktes voraus berechnen laſſe. 

Die Nationalzeitung ſetzt alſo eine Reihe von Bedingungen als vor⸗ 
handen voraus, um die Analogie zwiſchen Wechſel und Banknote zu 
beweiſen, und glaubt von dieſem ſchwankenden Boden aus Hübners Theorie 
anklagen zu dürfen, daß fie mit „a priori geführten Deduktionen - ſich ſelbſt 
überhebend die ganze Praxis Lügen ſtrafen wolle. 

Nun hat aber Hübner, ehe er ſeine Theorie ſchrieb, die Geſchichte aller 
Banken geſammelt, geſchrieben und ſie in der erſten Lieferung ſeines Werkes 
den Leſern mitgetheilt. Aus dieſer Geſchichte geht hervor, daß die Zettel⸗ 
Banken entweder nicht gethan haben, was die Nationalzeitung ſagt, daß ſie 
thun werden, und daß, wenn ſte es auch gethan, ſie doch alle in den großen 
Kciſen untergegangen oder mindeſtens inſolvent geworden find, daß eine Aus⸗ 
nahme nur beſteht bei Banken, welche wie die ſchottiſchen vollkommene Bank⸗ 
freiheit genoſſen haben und in dieſer Freiheit die Theorie, daß Noten auf 
denſelben Grundſätzen wie Wechſel beruhen, ſo wenig in Anwendung zu 
bringen Neigung hatten, daß fie vorzogen, für Depofiten mit einer Kün⸗ 
digungsfriſt Zinſen zu bezahlen als gegen Noten ohne Metallhinterlage ſich 
un verzinslichen ſtets fälligen Credit in großer Menge zu verſchaffen. 

Wenn a prior geführte Deductionen in einer Theorie zu ſuchen find, 
ſo ſcheint es doch ſicherlich nicht bei derjenigen zu ſein, welche als Facit der 
geſchichtlichen Unterſuchung hervortritt, wie eben die Hübnerſche Theorie: 
daß eine abfolute Sicherheit für die Einlöfung der Bank⸗ 
noten nur in dem Metallvorrath für ihren ganzen Betrag 
zu finden ſei. 

Wenn in dem Buche über die Banken auf Annahmen und Voraus⸗ 
ſetzungen eine Theorie hätte begründet werden wollen, ſo würde ſie möglicher⸗ 
weiſe eine andere, den Verehrern der ungedeckten Banknoten zuſagendere 
geweſen ſein, die wiſſenſchaftliche Unterſuchung beſteht aber eben darin, daß 
man ſich an Thatſachen bindet, und zu dieſen Thatſachen gehört, daß die 
Banktheorie der Nationalzeitung fits und überall zum Bankerott geführt hat. 

Wenn demungeachtet beſtehende Banken dieſe Theorie der Nationalzeitung 
als Maßſtab gebrauchen und die Nationalzeitung daraus ſchließt, daß die 
Grundſatze in dem Bankbuche ſich mit der Praxis im Widerſpruche befinden, 
fo beweiſt dies gegen dieſe Grundsätze eben jo wenig, als die Exiſtenz und 
der reiche Ertrag des Salz, und Tabakmonopols gegen die allgemeine Anz 
ſicht, daß dieſe Monopole verderblich ſeien. 

Nicht was die Praxis, ſondern was die Folge der Praxis 
iſt, entſcheidet über den Werth der Theorie und es iſt einmal 
durchaus unmöglich, für die Praxis, Noten ohne gleich große Geldunterlage 
auszugeben, aus der Geſchichte eine andere Folge zu erſehen, als den Ban⸗ 
kerokt in großen Kriſen. 

Die Natioalzeitung benutzt die Geſchichte nur inſoweit, als fie rühmt, 
daß die Zettelbanken mit geringer Geldunterlage gute Geſchäfte, d. h. großen 
Gewinn gemacht haben; dieſer Gewinn iſt allerdings eine Folge des Soſtems, 
es wird aber damit die andere Folge nicht aufgehoben oder weniger verderblich 
gemacht, welche ſich ergiebt, wenn man die Lehren der Geſchichte ganz benutzt. 

Die Nationalzeitung klagt, daß die Anwendung von Hübners Theorie 
die ſtaatliche Reglementirerei auf die Spitze treiben und vermehren würde; 
dies iſt aber durchaus nicht der Fall, denn entweder fahren die Regierungen 
fort, ſich unberufenerweiſe in das Bankweſen zu miſchen, und dann iſt es 
erträglicher, daß ein Geſetz der Erfahrung als eines der Willkür maßgebend 
ſei; oder die Regierungen geben die Bankfreiheit, und dann iſt ein Erfah⸗ 
rungsſaß eben der Eckſtein, welchen der Weiſe benutzt und der Thor verwirft. 


Zur deutſchen Muͤnzfrage. 

Aus Süddeutſchland. *) Das Fortbeſtehen verſchiedener Münz⸗ 
füße und Geldrechnungsarten wird in Deutſchland von Tag zu Tage drücken⸗ 
der. Je mehr der induſtrielle Unternehmungsſinn geweckt, je größer der An⸗ 
theil wird, den der deutſche Handel und die deutſche Induſtrie an der 
Bewegung auf den Weltmärkten nehmen, je bedeutender der Transport von 
Waaren und der Perſonenverkehr, deſto lebhafter macht ſich das Bedürfniß 
nach einer einheitlichen deutſchen Mänze und Geldrechnung fühlbar. 

Früher oder ſpäter wird man in Deutſchland zu der Herrichtung eines 
einheitlichen Syſtems für Münze, Maß und Gewicht doch ſchreiten müſſen, 
wenn die angebahnte materielle Einheit nicht auf halbem Wege ſtehen blei⸗ 
ben ſoll. Es wäre daher gewiß weiſe, wenn die längſt angekündigte, aber 
noch immer verzögerte Wiener Münzconferenz ſich ihr Ziel gleich fo weit 
abſteckte, daß etwas Ganzes erreicht werden könnte. Sollte man in Wien 
nichts weiter wollen und zu Stande bringen, als neue Beſtimmungen über 
das Beſtehende, neue Anordnungen über den Feingehalt der Gold- und 
Silberwaaren ꝛc., fo ſteht zu fürchten, daß die Beſchläſſe der Conferenz ſehr 
wenig praktiſchen Werth haben werden. Wenn ſich kurzlich eine preußiſche 


Stimme über die Grundzüge äußerte, welche einem in Wien zu vereinbaren⸗ 


„) Nicht von unſerem gewöhnlichen Correſpondenten⸗ in Münzangelegen⸗ 
heiten. 


den Geſetze über den Feingehalt der Gold⸗ und Silberwaaren in dem zoll⸗ 
vereinten Gebiet unterbreitet werden ſollen, fo vergißt man dabei gänzlich, 
daß es in Süddeutſchland eine ſehr ausgebildete Induſtrie giebt, welche mit 
einem ſolchen Geſetze aufs Haupt geſchlagen werden wurde. Schwerlich 
werden ſich Kurheſſen (wegen Hanau), Baden und Wüxrtemberg einem 
ſolchen Vertrage anſchließen. Unſere mittel» und füddeutfchen Bijouterie 
fabriken verdanken ihre Blüthe nicht den Schugzöllen, ſondern der Freiheit, 
das Gold in jedem Miſchungsverhältniß verarbeiten zu dürfen. Sie haben 
dadurch vor Frankreich einen großen Vorſprung erlangt, und führen einen 
großen Theil der Aufträge aus, welche Paris vom Auslande erhält. Wenn 
der Fabrikant genöthigt iſt, feinen Fabrikſtempel zu brauchen und die Kara⸗ 
tirung ſeines Goldes auf den Waaren anzugeben, ſo ſcheint damit für den 
Markt genug gethan zu ſein. Aber um ſolche Angelegenheiten ſollte es ſich 
auf der Wiener Münzconferenz gar nicht handeln. Im 19. Artikel des 
preußiſch⸗öſterreichiſchen Zoll- und Handelsvertrags vom 19. Febr. heißt es: 
die contrahirenden Staaten werden noch im Laufe des Jahres 1853 über 
eine allgemeine Münzconvention in Unterhandlung treten“ Soll darunter 
etwas Ganzes, Großes verſtanden werden, ſo iſt nicht glaublich, daß man 
ſich mit der Karatfrage beſchäftigen, oder auf eine Convention nach Art 
der von 1837 und 1838 beſchränken werde. Durch jene Uebereinkunft iſt 
zwar der 14 Thalerfuß mit dem 24¼ Guldenfuß gleichgeſtellt, aber in der 
Praxis damit nichts gewonnen. Was wir in Deutſchland brauchen, iſt ein 
neues Münzſyſtem. Unter dem Mangel einer einheitlichen deurfchen Geld- 
rechnung und Münze leidet beſonders der Süden. Die Beziehungen Süd⸗ 
deutſchlands von Norddeutſchland, namentlich von Preußen, ſind bedeutender 
als der Abſatz ſüddeutſcher Erzeugniſſe nach dem deutſchen Norden. Die 
Handelsbilanz iſt ungefähr 30—35 % zu Gunſten Preußens. Da die 
Differenz durch Baarzahlung ausgeglichen werden muß, ſo iſt es natürlich, 
daß der Wechſelcours auf Berlin immer verhältnißmäßig höher ſteht, als der 
auf Augsburg, und daß der preußiſche Thaler mit einem Agio angebracht 
wird. So lange der Norden und der Süden ſich in Angebot und Nach⸗ 
frage gegenſeitig nicht ungefahr gleichſtehen, wird die Anſchaffung der Zahlungs⸗ 
mittel im Süden den Geldcours immer etwas höher treibin. Dies Ver⸗ 
hältniß würde aber, da der Norden, wie der Süden zum Inlande ge⸗ 
hören, und ſich immer mehr und mehr durchdringen, weit weniger ver⸗ 
luſtbringend ſein, wenn es ſich nicht um zwei verſchiedene Münzfüße 
drehte, die ſich, trotz der Convention, einander ſchroff gegenüberſtehen. 
Die Anſchaffung für Berlin muß in Frankfurt in preußiſchen Thalern 
gemacht werden, weil der ſüddeutſche Gulden vom Norden einmal verweigert 
wird. Der Gulden iſt nur mit Verluſt anzubringen, während der preuß. 
Thaler im ganzen Süden mit einem Aufſchlag courſirt, weil die Nachfrage 
nach dieſer Münze, durch das Zurückweichen des Guldens, ſtärker iſt als fie 
fein würde, wenn dem Letzteren im Norden fein conventionsmäßiges Recht 
ſo gut zu Theil würde, wie dem preuß. Thaler im Süden. Fährt man 
den Rhein hinunter, fo kann man ſchon in Coblenz den Gulden im aller- 
glücklichſten Falle nur zu 17 Sgr. 59 ½ Kreuzer anbringen. Halbe Gulden 
werden nur zu 28 Kreuzer genommen. Man erleidet alſo im erſten Falle 
einen Verluſt von 1% im letzten ſogar von faſt 7 0%, 

Prüft man die verſchiedenen Syſteme, nach denen die Eintheilung der 
geprägten edlen Metalle als Werthmeſſer der öconomiſchen Güter erfolgt, ſo 
tritt uns das Decimalſyſtem als dasjenige entgegen, welches gegenwärtig am 
weiteten verbreitet und am meiſten geeignet iſt, den verſchiedenartigſten Fällen 
des Nechnungsweſens angepaßt zu werden. 

Das Decimalſoſtem iſt gegenwärtig eingebürgert in den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika, den ſüdamerikaniſchen Freiſtaaten, Ching (woher 
es ſtammt), Nußland, Frankreich, Portugal, Spanien, Belgien, Holland, der 
Schweiz, Sardinien, der Lombardei und dem Kirchenſtaat. In Eugland iſt 
durch Dr. Bowring, der lange Zeit in China ſich aufgehalten hat und jüngſt 
dahin zurückkehrte, für die Adoptirung des Decimalweſens ein kräftiger Anſtoß 
gegeben, der in einigen Vereinen zum Zweck der Einführung deffelben fort- 
geführt wird. Die Regierung hat auch ſchon Florinſtücke prägen laſſen und 
ſetzt ſie nach und nach in Circulation, während zunächſt die halben Kronen 
eingezogen werden. Das engliſche Pfund iſt = 10 Florins, der Florin = 2 Sh. 
Sporadiſch iſt auch in Deutſchland die Decimaleintheilung ſchon verſucht, wie 
die badiſchen 100 Kreuzerſtücke, die ſächſiſchen Neugroſchen — 10 Pf., 
beweiſen; ja cs iſt bekannt, daß in den rheinpreußiſchen Bank- und Ge- 
ſchäftshäuſern der preußiſche Thaler in den Rechnungsbüchern das ganze 
Jahr hindurch nicht nach Silbergroſchen und Pfenningen, ſondern nach 
200% abgetheilt und verrechnet wird. Die franzöſiſchen Münzen ſind wegen 
ihrer Güte und der Leichtigkeit ihrer Berechnung in der ganzen Welt beliebt. 
Die Ausprägung von I, 2, 2½ und 5 Frankenſtücken würde ohne Zweifel 
vor den früher befürworteten ſpaniſchen Piaſtern oder den amerikaniſchen Doll. 
den Vorzug verdienen. Der ſpaniſche Piaſter iſt etwas mehr (ca. 43 C.) 
werth, als der 5 Frankenthaler, wird jedoch im gewöhnlichen Verkehr von 
Frankreich nicht höher angenommen als zu 5 Fr., während der letztere in 
Spanien zu voll 1 Piaſter courſirt. Aehnlich iſt das Verhältniß des 
5, Frankenthalers zum amerikaniſchen Dollar. Auch dieſer hat einen etwas 
höheren Werth. Demungeachtet courſiren in Newyork und anderen Platzen 
5 Frankenſtücke als Dollar. 

Die öſterreichiſche Regierung ſoll ſich bereit erklätt haben, die in ihren 
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Staaten geltende Münzrechnung gegen eine allgemeiue deutſche zu vertan 
ſchen. Bei der großartigen Anſchauungsweiſe, durch welche fi die im hi 
Oeſterreich vorgenommenen ſtaatswirthſchaftlichen Reformen auszeichnen, da * 
man erwarten, daß gerade von dieſer Seite demjenigen Syſteme Vorſchub gr 
geleiſtet werde, über welches Wiſſenſchaft und Praris längſt als über das ſe 
vorzüglichſte entſchieden haben. Preußen hat ſich um Deutſchland durch ſo zr 
manche gemeinnützige Inſtitution verdient gemacht, daß zu hoffen iſt, es ze 
werde auch in dieſer wichtigen nationalen Angelegenheit im Intereſſe des 8 


Ganzen ein Opfer nicht ſcheuen. Die übrigen deutſchen Staaten würden - 
der Einführung des Decimalſyſtemes gewiß keine Schwierigkeiten entgegen, 9 


ſetzen. Die geſammte deutſche Geſchäftswelt aber würde eine auf Grunde ir 
lage der Decimaleintheilung vorgenommene Münzreform mit lebhafter Freude fi 
begrüßen. Es wäre deshalb zu beklagen, wenn der günſtige Moment, wel- m 
chen die Wiener Conferenz in Ausſicht ſtellt, abermals ungenutzt bleiben follte, & 
(Redactionsbemerkung.) Niemand kann weniger geneigt fein als wir, für 
halbe Maaß regeln das Wort zu nehmen. Wenn einmal wieder die Zeit ge⸗ 
kommen iſt, wo verſtändigerweiſe daran gedacht werden darf, daß man ſich in 
den Cabinetten mit friedlich⸗wirthſchaftlichen Dingen in großartigem Maßſtabe 
beſchaftige, werden wir dringend den Verſuch empfehlen, durch einen Congreß 
aller civiliſirten Staaten nicht nur zu einer Berſtändigung über eine gemeinſame 
Welthandelsmünze, wobei es nur auf gleichen Feingehalt ankommt, ſon⸗ 
dern auch wo möglich zu übereinſtimmenden Grundſätzen für die, den inneren 
Verkehr vermittelnden Münfüße der einzelnen Staatengebiete zu 
gelangen. Zu ſolchem Zwecke mögen große Opfer gebracht werden. — Auch als 
es ſich vor Jahren darum handelte, in Deutſchland, unter Beibehaltung der 
ausſchließlichen Süberwährung, die franzöſiſche Münzeintheilung anzunehmen, 
haben wir bedauert, daß ein ſeyr wünſchenswerthes Reſultat hauptſächlich an 
der Klippe abgeſchmackter Vorurtheile ſcheitern mußte. Ein Schwerpunkt von 
ſolcher Bedeutung, wie ihn die Vereinigung der beiden wichtigſten Handelsge⸗ 
biete des Feſtlandes dargeſtellt haben würde, hätte vorausſichtlich in nicht langer 
Zeit auch die übrigen europäiſchen Länder angezogen und vielleicht noch weiter⸗ 
hin beſtimmenden Einfluß geübt. Was damals als ein Gewinn zu betrachten 
geweſen wäre, erſcheint aber jetzt nicht mehr als ein ſolcher. Die Verhältniſſe 
haben ſich geändert. Frankreich ſteht in Folge des einen, in dieſen Blättern 
« oft hervorgehobenen theoretiſchen Mangels feines Münzſyſtems, das relative 
Verhältniß des Werthes von Gold und Silber geſetzlich beſtimmen zu wollen, 
auf dem Punkte, wenn es nicht noch außerordentliche Anſtrengungen macht, ſeine 
Silberwährung ganz aufgeben zu müffen. In dieſer Kriſis zu dem franzöſiſchen 
Silbermünzfuß überzugehen, hat keine Bedeutung. Deutſchland muß in der 
gegenwärtigen Lage in abwartender Stellung verharren. Oeſterreich, welches 
nach Regelung ſeiner Papiernoth, um den ſtändigen Abfluß ſeiner Münze zu 
hemmen, eine Aenderung der Geſetzgebung vornehmen muß, kann nicht anders, 
als ſich der Dresdener Convention anſchließen, das heißt an die Stelle des 
24 fl.⸗Fußes den 24½ fl.⸗ oder 14 Thlr.⸗Fuß ſetzen, daß man bei der Gelegenheit 
eine Decimaleintheilung der deutſchen Münze beliebe, iſt ſehr wohl denkbar und, wie 
in Nr. 115 gezeigt wurde, ohne allzugroße Schwierigkeit ausführvar. — Wenn 
die vorſtehende Correſpondenz, gewiß mit Recht hervorhebt, daß der Verkehr in 
Süddeutſchland einer größeren Maſſe von Thalerſtücken bedürfe, ſo können dem 
Uebelſtande die ſüddeutſchen Regierungen ſelbſt ſehr leicht dadurch begegnen, daß 
fie ſtatt ihrer unzweckmäßigen 2 Guldenſtücke / Thalerſtücke prägen. Die 
Coursdifferenz deckt ſogar die Prägkoſten. Wir wiſſen, daß ein deutſcher Staat 
ſeit einiger Zeit mit Vortheil das Geſchäft treibt, in Frankfurt norddeutſche 
Münze in ſüddeutſche umzuwechſeln und die letztere auf ſiiner Münze umzuprägen. 
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Weiteres über die Aufbewahrung von Getreide. 
Braunſchweig, den 23. Juni 1854. Ju der Beilage zu 140 des 
Bremer Handelsblattes find treffliche Worte über die projectirte Silo⸗Bank 
geſagt, doch iſt vielleicht der Umſtand nicht kräftig genug hervorgehoben: 
daß Niemand weiß, wann die rechte Zeit zum Ein⸗ und Verkauf iſt. Da 
die Zeit des Einkaufs ungewiß iſt, die Erdgruben aber ſchon vorhanden 
ſein müſſen, wenn ſie mit Roggen angefüllt werden ſollen, dieſe auch zwei 
Jahre Zeit bedürfen um gehörig austrocknen zu können, ſo wäre es leicht 
möglich, daß ſolche 3—4 Jahre früher gebauet würden, als ihre Benutzung 
eintritt; es würde alſo auf die Weiſe ſchon ein Bedeutendes an Zinſen ver⸗ 
loren werden. 
Wie ſchwer es iſt, den rechten Zeitpunkt des Ein⸗ und Verkaufs zu treffen, 


mag folgende Preiszuſammenſtellung beweiſen. In Braunſchweig war für 


o Zu A 


Roggen, in den Ernte⸗Jahren: | 
1804/ 5 der niedrigſte Preis 63 / der höchſte 120 4 |! 
1811/12 „ 7 17 „ v 66 „% 
1815/16 " „ 38% „ 17 70 7 
1816/17 „ 1 v„ 60% „ 1 86 „ 

1819/20 „ 17 „ 30% „ 1 427 

1820,21 „ 10 n 24, „ 1 30% 

1821½2 „ 75 „ 21% u " 287 , 
182223 „ " „ 277 „ „ 40 7 

1823/24 „5 1 „ 16% „ 1 26 % 

1824/5 „ E „ 12% „ 5 18 „ pr. Wiſpel von ca. 2000 & 
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Der niedrigſte P eis von 63 % im Erntejahre 1804/5 lieferte gegen den 
höchſten von 120 inne Ueberſchuß von etwa 90 0% : in dem Jahre 1816/17 
zu 60 % gekauft und 86 % verkauft, gab einen Nutzen von ca. 43 %, allein 
welcher vernünftige Menſch kann und darf bei den Preiſen von 63 und 60 „ pr. 
Wiſpel Roggen, dieſe Waare auf Speculation kaufen? In dem Jahre 1821/22 
ſank der Preis für eine kurze Zeit auf 21 #5 dieſen hielt ich für ſo niedrig und 
zwar um fo mehr, als mir der Preislauf von 76 Jahren von 1745 bis 1820 
zeigte, daß in dieſem langen Zeitraume, der niedrigfte Preis für Roggen 15 % 
geweſen war, daß ich nunmehro in Gemeinſchaft meiner Brüder anfing, große 
Maſſen Getreide namentlich Roggen um 21 bis 23 % zum Auflegen zu kaufen. 
Zwar ſtieg der Preis im Mai 1822 auf 40 „, doch ſtand derſelbe nur bis Aus⸗ 
gangs Juni, hätte ich alſo verkaufen wollen, ſo wäre jedenfalls der Preis hier 
in der Nähe um einige Thaler niedriger gegangen, da nun aber 35 bis 40 £ 
für Roggen nur ein gewohnlicher Mittelpreis iſt und die allgemeinen Verhalt⸗ 
niſſe ein ferneres Steigen erwarten ließen, ſo unterblieb der Verkauf. Ob dies 
eine Unterlaſſungsſünde genannt werden darf, laſſe ich dahin geſtellt ſein; ich 
habe mir nie einen Vorwurf daraus gemacht, obgleich in dem Jahre 1824/25 
der Preis für Roggen auf 12 51! ſank und der Jahres durchſchnittspreis nur 
15 5 pr. Wiſpel war. Nach dieſer wahrheitsgetreuen Darlegung wird kein 
Sterblicher ſo vermeſſen ſein zu behaupten, daß es möglich iſt, bei Getreide An⸗ 
und Verkäufen den wirklich rechten Zeitpunkt treffen zu wollen, denn wenngleich non 
den vorher gemachten Preiszuſammenſtellungen der Preis des Erntejahres 182122 
von 21 % fur Roggen gewiß als fo niedrig angenommen werden konnte, daß 
derſelbe als der für eine Speculation geeignete niedrigſte betrachtet werden 
durfte, fo fiel derſelbe im Erntejahre 1824/25 doch ſogar noch auf 12.4 herab. 

Die Aufbewahrungskoſten zu ermäßigen und das Getreide geſund zu erhal⸗ 
ten, das find die Zwecke, welche man durch die Erdgruben — Silos genannt — 
erreichen will. Daß dies aber auf eine viel leichtere, billigere und noch mehr 
Sicherheit gewährende Weiſe geſchehen kann, habe ich durch einen großartigen 
Verſuch erfahren und glaube nichts Nutzloſes zu thun, wenn ich dies veroffent⸗ 
liche. Wenngleich der Roggen von der Ernte 1822 von außergewohnlicher Gute 
war, indem der Himpten 51 bis 53 F wog, fo ließ ich um alle Vorſicht anzu⸗ 
wenden, denſelben doch vermittelſt einer Darre noch etwas nachtrocknen, dann 
aber ein Magazin mit etwa 150, ein zweites mit etwa 90 Wiſpel anfuüllen, 
und etwa 50 Wiſpel in Fäſſer gepackt auf einem Dachboden niederlegen. 


Die Waare blieb bis 1829 un angerührt liegen, wurde dann verkauft und 


1 
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mit den höchſten Marktpreiſen von 58 bis 60 % Pr. Wiſpel verkauft, worin der 
Beweis liegt, daß der Roggen von ausgezeichneter Güte und vollkommen ge⸗ 
und war. , 

0 Die beiden Magazine liegen zu ebener Erde, ganz freiſtehend von Fach⸗ 
werk gebauet, ohne Bodenraum und nur mit einem Ziegeldache bedeckt. Die 
Grundfläche mit gebrannten Steinen gepflaſtert, wurde mit trocknen Brettern 
belegt, fo wie auch die Fachwände fehr ſorgfältig damit bekleidet, worin nun 
der getrocknete Roggen 10 bis 12 Fuß hoch geſchüttet wurde. Der Roggen in 
dem kleinen Magazine ward mit Brettern nur verloren zugelegt, was bei dem 
größeren ſich nicht wohl anbringen ließ, es lag alſo die Waare die lange Zeit 
über frei unter einem Spitzdache und doch hatte ſie ſich eben ſo gut gehalten, 
wie diejenige, welche bedeckt war. 

Zu der zweiten Aufbewahrungsweiſe wurden ganz trockne alte Zucker⸗ 
und Kleeſaamenfäſſer gewählt, von 15 bis 30 Himpten Füllung ſie wurden 
nachher möglichſt dicht zugeſchlagen und auf einen Dachboden niedergelegt, wo 
ſie jedem Wechſel der Luft ausgeſetzt waren, Demohngeachtet hatte ſich dieſe 
Waare am allerbeſten erhalten; es ſand ſich zwar der weiße Wurm ein, welcher 
den Roggen in den während des Sommers entſtandenen Fugen der Faßſtabe 
angriff aber nicht tiefer eindringen konnte und die Fugen der Faß ftäbe mit 
feinem eigenen Kleiſter — Dreck — Excremente ausfüllte. Da nun dieſe Fugen 
bei kalter feuchter Luft ſich enger zuſammenzogen, ſo wurden die Faſſer wieder 
luftdicht und folglich die Waare gegen einen weiteren Angriff dieſes Feindes für 
die Zukunft geſchützt. Die Kleefaamenfäſſer waren mit Schreibpapier ausge⸗ 
klebt, weshalb ſich bei dieſen in Folge der geſchloſſenen Fugen, von Wurmfraß 
gar nichts vorfand. b r 

Auch in den Magazinen fand ſich im zweiten Jahre der weiße, im dritten 
auch der ſchwarze kleine Käferwurm ein, da aber der Roggen ſehr hoch lagernd 
nicht geſtochen wurde, ſo konnten dieſe Feinde nur in der Oberfläche einigen 
Schaden anrichten und war derſelbe ſo unbedeutend, daß ſich beim Verkauf nur 
ganz wenig Fehlmaaß ergab. . ? er ö 

Beim Abmeſſen des Roggens zeigte ſich ein merkwürdiger Umſtand; es 
fand ſich nämlich in einer ziemlichen Tiefe des Roggenhaufens in dem einen 
der Magazine ein zuſammenhängender Kegel von etwa 4 Cubikfuß, welcher 
Wärme verbreitete und bei genauer Unterſuchung zeigte es ſich, daß es eine 
Menge kleiner Käfer — der ſchwarze Kornwurm waren, welche ſich zuſammen 
gezogen hatten und hier wahrſcheinlich ihren Winterſchlaf hielten. Dieſer Kegel 
wurde ſorgfältig allein weggenommen und zerkleinert, dann in Waffe geworfen, 
die obenauf ſchwimmenden Käfer abgenommen und getödtet, der Roggen aber 
getrocknet. 8 , 

erner zeigte es ſich in beiden Magazinen, daß bei Länge der Zeit, doch 

ute Seuche aus der Erde durch den doppelt belegten En un 

oggen gedrungen war, denn es fand ſich eine zuſammenhangende re daß 

gen, von etwa 1 Fuß hoch. Das Korn ſelbſt hatte aber ſo ane W 

daſſelbe nachdem die Kruſte zerkleinert, der Roggen gefiebt, aus eluffe u ge⸗ 

trocknet war, mit etwa 5 Thlr. per Wiſpel unter dem höchſten Marktpreiſe 
willi R 8 * 

5 W des Getreides in mit Papier ausgeklebten Faffern von 
ganz trockſem Holze ziehe ich vor, das Amagecapital wird Aua um etwa 2 Thlr 
pr Wiſpel vergrößert, doch wird bei einem demnächſtigen Verkaufe der an 
ten Fäſſer faſt gar nichts verloren; freilich wird bei dieſer Lagerun in auch 
ein größerer Raum erfordert, als wenn grobe Maſſen in einem ehã wre 
ſammengebracht werden, allein diefer Uebelſtand wird dadurch a Sr 
daß man die gefüllten Fäſſer, in jedem kleinen wie auch Bro 1 5 I 
derſe be nur nicht feucht iſt, lagern und die Waare nach Belieben unterſt 8 Ka 

Will man Getreide in großen Räumen auflagern auf längere Zeit, 5 
fümmtriche Baulichkeiten ganz ausgetrocknet fein, auch find nur gane 
Bretter zum Bekleiden der Wände und des Fußbodens vöthig. Die bei mir gefchlte 
obere Bedeckung des Getreides iſt jedenfalls zweckmäßig zu bewirken, auch em⸗ 
pfehle ſch die untere Sohle des Lagerraums etwa 3 Fuß höher zu legen, als die 


Umgebung ift und wo die Räume in Fachwerk beftehen, die langlaufenden Holz⸗ 
ſchwellen mittelſt einiger Ketten zuſammen zu verbinden, damit dem mächtgen 
Drucke des Getreides der nöthige Widerſtand gegeben wird. 

Nur geſundes, ganz trocknes Getreide zu wählen, iſt bei einem ſolchen Unter⸗ 
nehmen die erſte und dringendſte Bedingung wenn hierauf ſehr ſtreng gehalten, 
auch das Getreide in den Frühfahr⸗ und Sommermonaten, bei trockner Luft in 
die Räume gebracht wird, ſo halte ich ein Darren oder Nachtrocknen deſſelben, 
nicht für unbedingt nöthig, wenigſtens zeigte mir ein fpäterer kleiner Verſuch mit 
nicht gedarrtem Roggen, welcher etwa In Monate in Faffern gelagert hatte, daß 
derſelbe beim Oeffnen der Fäſſer noch ſo friſch roch, als wenn er eben gedro⸗ 
ſchen ſei. “) 


Leit terra tur 
Deutſchland und das übrige Europa. Handbuch der Bodens⸗, Bevölke⸗ 
rungs⸗, Erwerbs⸗ und Verkehrs⸗Statiſtik, des Staatshaushalts und der 
Streitmacht. In vergleichender Darſtellung von Dr. Frhrn. Fr. W. von 
Reden. Erſte Abtheilung. Wiesbaden, Kreidel und Niedner, Verlags⸗ 
handlung. 1854. 8. 


Man muß anerkennen, daß in der Vergleichung ſtatiſtiſcher Erhebun⸗ 
gen, ſowohl mit Rückſicht auf die verſchiedenen Zeitpunkte als Lokalitäten, 
in welchen ſich gleichartige Verhältniſſe natürlicher Zuſtände und menſchlicher 
Thätigkeit geſtaltet haben, das Lehrreiche, Ueberzeugende und Leitende ſowie 
der Reiz wiſſenſchaftlicher Befriedigung zu erſtreben und zu erreichen iſt. Auf 
dieſem Gebiete hat der Herr Verfaſſer eine feſte und ſichere Poſition einge 
nommen, die er mit Meiſterſchaft zu beherrſchen verſteht. Das angezeigte 
Werk liefert hierfür den überzeugendſten Beweis, indem die vergleichende 
Methode mit Conſequenz durch ſeinen ganzen reichen Inhalt durchgeführt 
wird. Die Hauptabſchnitte deſſelben umfaſſen 1) Grundfläche und Be- 
völkerung der deutſchen Staaten; 2) Bodenbeſchaffenheit und Bodenbe⸗ 
nutzung; 3) Bodenertrag; 4) Hausthiere; 5) Wohnplätze, Wohngebäude, 
Wohnungen; 6) Erwerbsverhältniſſe; 7) Staats. und wemeinde-Haushalt. 
Die Art und Weiſe, wie jeder dieſer Hanptabſchnitte im Einzelnen darge⸗ 
ſtellt und durchgeführt wird, läßt ſich vielleicht ſchon an den Titeln der 
Unterabtheilungen nachweiſen, indem z. B. der erſte Hauptabſchnitt in fol⸗ 
gende Rubriken zerfällt: Flächengehalt und Bevölkerung (Deutſchlands) Ende 
1852, nebſt Antheilverhältniſſen und Bewohnerdichtheit, Bevölkerung Ende 
1834, 1843, 1849 und 1852 und jährliche Durchſchnittszunahme, poli⸗ 
tiſche und Zollgruppen nach Größe und Bevölkerung, Vergleichungen mit 
dem übrigen Europa und den andern Erdtheilen, Flächenraum und Bevölke⸗ 
rung ſämmtlicher Staaten von Europa vergleichend dargeſtellt, nebſt deren 
Beſizungen in den übrigen Erdtheilen, Flächenraum und wahrſcheinliche 
Bevölkerung aller bis jetzt bekannten Landtheile der Erde in vergleichender 
Zuſammenſtellung; Familienzahl, Ehen, Durchſchnittskopfzahl einer Familie, 
Altersſtufen; Bevölkerung nach den Religionsbekenntniſſen, in Deutſchland 
und dem übrigen Europa. Ebenſo verhält ſich die Darſtellung in den übri⸗ 
gen Hauptabſchnitten, — dieſe erſte Abtheilung des Werkes reicht auf 376 
Seiten bis in den die Erwerbs⸗Verhältniſſe umfaſſenden Hauptabſchnitt — 
zu den einzelnen Gegenſtänden, immer in einer aufhellenden und begründen⸗ 
den Methode der Combination voranſchreitend. 

Indem wir uns zu einzelnen Beweiſen für dieſe Behauptung wenden, 
verlangt das Maß dieſer Anzeige, daß wir uns auf die Anführung einzel» 
ner Data, die zugleich ein allgemeineres Intereſſe beanſpruchen dürften, be⸗ 
ſchränken. Der Kaiſerſtaat Oeſterreich hat eine Grundfläche von 12,120 
D:-M. mit 38,088,400 E., auf 1 TI-M. 3142 E. (Nach einer amtlichen 
Mittheilung wurde der muthmaßliche Bevölkerungsſtand in der ganzen 
öſterreichiſchen Monarchie zu Anfang des Jahres 1854 auf 39% Mil. be⸗ 
rechnet.) reußen hat 5103”? JM. mit 16,935,420 E. oder 3318 
auf 1 [J- M.; die freie Stadt Bremen hat 458 7:M, mit ca. 88,000 E. 
oder 19,2139” auf 10-M. In der Dichtigkeit der Bevölkerung deutſcher 
Staaten nimmt Bremen die 4. Stelle, Hamburg die 3., Frankfurt 
die 2., das öſterreichiſche Küſtenland (Friefl, Görtz) die 1. Stelle 
ein. Nach Bremen folgt der Neg.⸗Bez. Düſſeldorf mit 9752 E. auf 
10U-⸗M.; das öſterreichiſche Kronland Salzburg hat 1139 E. auf 
13. M. Die Bevölkerung des deutſchen Bundes war 1852: 43,286,000 
E. und ganz Oeſterreich und Preußen hinzugerechnet, 72,441,709 E. Der 
öſterreichiſch⸗deutſche Handelsverein umfaßte 70,644,802 E. und der deutſche 
Zollverein vom 1. Jan. 1854: 32,549,402 E. „Nach dem noch fort⸗ 
dauernden Bundes matrikel⸗ Proviſorium hat der deutſche Bund amt« 
lich nur 30,164,392 E., eine Fiktion, die für mehrere Staaten eine nicht 
unbedeutende Mehrausgabe, gegen deren Beitragspflicht nach dem wirklichen 
Bevölkerungsverhältniß bewirkt.“ Aus der Vergleichung Deutſchlands mit 
dem übrigen Europa entnehmen wir, daß Rußland (bis zum Ural und 
Kaukaſus) 100,429 [I-M. mit 60 Mill. E. umfaßt, oder auf der LI⸗-M. 
63 E. (Seine Bevölkerung in Aſien beträgt 5 Mill., in Amerika 60,000.) 
Frankreich hat auf 9619 [J. M. 35,781,628 E., auf 1 D-M. 3751 C. 
und England auf 5749 I-M. 27,758,266 E. oder 4803 E. auf 1 [I-M. 
(Ausgeſchloſſen find dabei feine Colonien, die in Afıcn 159 Mill. E. umfaſſen.) 
Die Aufnahmen im Zollverein find beſonders für Feſtſtellung der Familien ⸗ 
und Altersverhältniſſe wichtig. Die Familie hat im Zollvereine 
durchſchnittlich 482, in Preußen allein 53° Köpfe, ein Verhältniß, das in 


*) Wir danken den freundlichen Herrn Correſpondenten für die vorſtehende 
gefällige Mittheilung und bemerken mit deſſen Erlaubniß, daß für Solche, welche 
weitere Auskunft wünſchen, ſeine Adreſſe bei uns zu erfragen iſt. — Die Red. 


der Provinz Weſtfalen feinen höchſten Stand erreicht, nämlich 5%... Das 
Verhältniß der männlichen Bevölkerung über 14 Jahre, im Zollvereine 
wie 1 zu 365, ſtellt in Preußen allein ſich wie 1 zu 34, ſchwankt aber 
zwiſchen 292 und 335. Die Bevölkerung beiderlei Geſchlechts über 14 Jahre 
verhält ſich zur Geſammtbevölkerung im Zollvereine wie 1 zu 150, in Preußen 
allein wie 1 zu 16s. Das männliche Geſchlecht zum weiblichen ſteht im 
Verhältniß wie 1 zu 1021 im Zollvereine und wie 1 zu 1997 in Preußen. 
„Im Königsſtaat Preußen war die Zahl der ſtehenden Ehen 2,798,426 
gegen 2,691,055 im December 1849, welche geringe Zunahme die amtliche 
Statiſtik noch zu erläutern hat. Auf je 1000 Bewohner des preußiſchen 
Staates kamen 1852 durchſchnittlich 165 neue Ehen. (Wir glauben, daß 
zur Erklärung dieſer Erſcheinung eine Veranlaſſung wenigſtens in der ſeit 
1850 wirkenden neuen Gemeindeordnung liegen dürfte, indem durch die nach 
der letzteren in allen ſtädtiſchen Gemeinden zuläſſigen und auch feit den 
letzten Jahren bereits eingeführten Einzugs und Hausſtandsſteuern nothwendig 
die Helrathen erſchwert werden, was vielleicht hier und dort als eine erfreu⸗ 
liche Wirkung aufgefaßt werden mag, wenn nur nicht in geradem Verhältniß 
dazu eine Vermehrung der unchelichen Geburten eintreten wird, was bereits 
nach vorliegenden Ermittlungen nicht mehr außer Zweifel zu ſtehen ſcheint.) 
Was die Bevölkerungsverhältniſſe Europas nach Religionsbekennt⸗ 
niſſen betrifft, ſo ergiebt die darüber aufgeſtellte Tafel: von der Geſammt⸗ 
zahl aller Katholiken in Europa — welche 133,775,000 Köpfe oder 
ſaſt genau die Hälfte der Geſammtbevölkerung von Europa beträgt, — 
enthalten die deutſchen Staaten 31%; dann folgen Frankreich mit 25 %, 
Spanien mit 10%, , beide Sicilien mit 6 ¼ %, Rußland mit 5 %. 
Von der Geſammtzahl aller Proteſtanten, weſche in Europa faſt 60 
Mill. oder 22½ 9% feiner ganzen Bevölkerung ausmacht, beſitzen die deut⸗ 
ſchen Staaten faſt 41%; dann England 33, Rußland 5%, Schweden 5 2/5, 
Frankreich nahezu 4%. Die griechiſche (nicht unirte) Kirche, welche in 
Europa 64,700,000 Bekenner zählt, alſo 24¼ % feiner ganzen Bevölke⸗ 
rung — iſt in Rußland mit 78, in der Türkei mit 15%,, in Oeſterreich 
mit 4½, in Griechenland mit 1¼ % vertreten. Die Zahl der Muha⸗ 
medaner in Europa iſt nur 5,120,000 oder nicht vollig 2 0 der euro⸗ 
päifchen Bevölkerung. Die Türkei beſitzt davon 888 und der Reſt befindet 
ſich in Rußland. Die Juden bilden nur 122 % der Geſammtbevölkerung 
von Europa, ihre Zahl beträgt nicht viel über 3,250,000, davon leben faſt 
50% in Rußland (incl. Polen) und 38¼ % in den deutſchen Staaten, 
ferner in der Türkei Zs %, in Frankreich faſt 3 %, 

Wir müſſen uns auf die Aufzählung dieſer Angaben, welche unter 
den jetzigen Zeitverhältniſſen ein unmittelbares Intereſſe in Anſpruch nehmen 
dürften, beſchränken, fo lehrreich und über wichtige Verhältniſſe aufkſärend 
Notizen fein würden, welche z. B. der Darſtellung der Bodenverhällniſſe, 
betreffend die Ausſaat und Ernten von Brodfrüchten und Kartoffeln durch 
eine Reihe von Jahren, verglichen mit der Bevölkerung und ihrem Conſum, 
ferner der Darſtellung der Erwerbsverhältniſſe zu entnehmen wären. 


Handelsrechtliches. 
Neuere Litteratur des Wechſelrechts. 

Scit dem Erſcheinen der deutſchen Wechſelordnung iſt die Litteratur 
des Wechſelrechts fo rieſenhaft angeſchwollen, daß es ſelbſt dem Manne von 
Fach ſchwer wird, ſich in ihr zurechtzufinden. Es liegt darin die größte 
Anerkennung, die der Wechſelordnung zu Theil werden konnte. Denn nur 
eine philoſophiſche und doch zugleich dem Leben entſprechende Geſetzgebung 
erträgt eine wiſſenſchaftliche Verarbeitung und regt zu derſelben an. Wir 
wollen nachſtehend eine kurze Ueberſicht über die bedeutendſten Werke aus 
der neueren Wechſelrechtslitteratur geben. Wir machen dabei auf keine 
Vollſtändigkeit Anſpruch. Es kann leicht ſein, daß uns ein oder das andere 
Werk ſelbſt von wiſſenſchaftlicher Bedeutung entgangen iſt. Die rein hand⸗ 
werksmäßigen Zuſammenſtellungen verſchiedener Wechſelgeſetze oder der von 
Anderen gegebenen Erläuterungen erwähnen wir abſichtlich nicht. 
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Die neuere Wechſelrechtslitteratur beginnt mit Einerts Wechſelrecht 
nach dem Bedürfniſſe des Wechſelgeſchäfts im neunzehnten Jahrhundert 1839. 


Er befreite zuerſt das Wechſelrecht aus dem Zwange der Schulbegriffe, und 


wies in der Aufſtellung der ſ. g. Papiergeldstheorie die Bedeutung nach, die 
der Wechſel im Leben einnimmt. Vorher waren freilich ſchon Hei ſes und 
Cropps juriſtiſche Abhandlungen erſchienen, aus denen, wie an einem 
andern Orte geſagt worden iſt, „der echt juriſtiſche Geiſt den Leſer anweht, 
ſo kräftig und friſch, wie reine Seeluft.“ Auch in dieſen iſt ſchon die le⸗ 
bendige Anſchauung des Wechſelverkehrs zu finden, die allein auch zum 
richtigen Begriffe führen kann. Aber es find in ihnen nur einzelne wechſel⸗ 
rechtliche Fragen behandelt. Einert brachte die neue Anſchauung zuerſt in 
ein Syſtem. Ihm folgte Thöls Wechſelrecht 1847. Er modificirte die 
Einertſche Theorie, indem er ſie mit den Allgemeinen civilrechtlichen Grund⸗ 
fägen zu vereinigen ſuchte, und bildete fie im Einzelnen ſchärfer aus. Dann 
erſchien der Entwurf einer Wechſelordnung (nebſt Motiven) für die 
Preußiſchen Staaten nach den Beſchlüſſen der Commiſſion des Staatsraths, 
1847, aus dem die deutſche Wechſelordnung hervorgegangen iſt. Den 
Prozeß ihrer Bildung weiſen nach die Protokolle der zur Berathung 
einer allgemeinen deutſchen Wechſclordnung in der Zeit vom 20. October 
bis zum 9. December 1847 in Leipzig abgehaltenen Conferenz, 1848. Un⸗ 
mittelbar nach ihrer Bekanntmachung erſchienen die Commentare von 
Borchardt, Liebe und Braune. Borchardts allgemeine deutſche 
Wechſelordnung, Zweite Auflage, 1851, begnügt ſich meiſt, die Abweichun⸗ 
gen der Deutſchen von den übrigen Europäiſchen und Amerikaniſchen 
Wechſelgeſetzen nachzuweiſen. Liebes allgemeine deutſche Wechſelordnung mit 
Einleitung und Erläuterungen, 1848, iſt eine ſehr ſcharfſinnige Kritik und 
Polemik gegen die Papiergeldstheorie. Brauns allgemeine deutſche Wechſel⸗ 
ordnung, zweite Auflage, 1851, ſchließt ſich Einerts Grundfägen an, und 
giebt eine ſehr ſchätzenswerthe wiſſenſchaftliche Bearbeitung der Wechſel⸗ 
ordnung. Sonſt werden von den Werken über das geſammte Wechſel⸗ 
recht noch gerühmt: Ortloffs allgemeine deutſche Wechſelordnung, 1848, 
Kitzingers Wechſelkunde für Kaufleute und Juriſten, 1849, Hanſe⸗ 
manns Lehre von den Wechſelbriefen nach der allgemeinen deutſchen 
Wechſelordnung, 1849, Chriſto hs allgemeine deutſche Wechſelordnung, 
zweite Auflage, 1851, Kaleſſos Lehrbuch des öſterreichiſchen und geſammten 
deutſchen Wechſelrechts, 1850, Stübenrauchs neue Wechſelordnung, er⸗ 
läutert durch die Vorträge im niederöſterreichiſchen Gewerbevereine, 1850, 
und Bluntſchli's allgemeine deutſche Wechſelordnung, 1852. Einzelne 
Fragen des Wechſelrechts behandeln Gelpckes Beiträge zur Kenntniß des 
Wechſelrechts, 1849, und ſeine Zeitſchrift für Handels⸗ und Wechſelrecht, 
1852, 1853. Namentlich in der letzteren iſt eine ſolche Fülle productiver 
Gedanken enthalten und eine ſolche Kraft, die Jurisprudenz nach den Be⸗ 
dürfniſſen des Lebens fortzubilden bewieſen, daß die Unterbrechung des 
Werks durch den Tod des Verfaſſers nicht genug bedauert werden kann. 
Als ein vortreffliches Mittel zur Entwicklung der Praxis und Theorie des 
Wechſelrechts hat ſich auch das Archiv für deutſches Wechſelrecht erwieſen, 
das ſeit 1850 von Siebenhaar und Tauchnitz herausgegeben wird. 
Es bietet den ſtreitenden Theorien einen Kampfplatz, ihre Anſicht an einan⸗ 
der zu erproben und zu läutern, regt durch die Mittheilung ſtreitiger Fragen 
zu immer neuen Forſchungen auf, und liefert über das Detail des Wech⸗ 
ſelrechts eingehendere Beſprechungen, als in Syſtemen möglich iſt. Zum 
Schluß machen wir auf ein ſoeben (1854) erſchienenes Werk: Erläuterungen 
über die öſterreichiſche (deutſche) Wechſelordnung von Kitke aufmerkſam, das 
wir unbedingt für den beſten der bisherigen Commentare erklären müſſen. 
Mit einer ſehr gründlichen wiſſenſchaftlichen Bildung verbindet der Verf. 
einen ſo unbefangenen, geſunden Sinn und eine ſo umfaſſende Kenntniß 
des Lebens, daß ſeine Darſtellung vollkommen klar und doch erſchöpfend iſt 
und ſich ihm alle Schwierigkeiten wie von ſelbſt unter den Händen auf⸗ 
löſen. Nur iſt zu bedauern, daß das Buch ſo ohne alle Ordnung ge⸗ 


ſchrieben iſt. 


Verſicherungsweſen. 


Die Weihnachtsdüten der Krämer, 

d. h. die Geſchenke, mit welchen die Dienſtboten beſtochen werden, damit 
ſie den Geber bei den Einkäufen für ihre Herrſchaft patroniſiren, ſind an 
vielen Orten verboten, weil man mit Recht ſagt, daß der Krämer ſolche 
Geſchenke, im Preiſe der Waare, in der Qualität oder im Gewicht wieder 
einbringen müffe. Trotz dieſer guten Gründe iſt aber die Einmiſchung des 
Staates in dieſem Falle gänzlich überfläſſig, denn die Herrſchaften können 
ſich ſelbſt helfen, wenn pe nur ba kaufen laſſen, wo die Preiſe am billig⸗ 
ſten ſind, wenn ſie Qualität und Gewicht der Waare prüfen, oder wenn 
ſie Dienſtboten entlaſſen, welche Geſchenke des Krämers annehmen. j 

Es beſteht aber ein ganz analoges Verhältniß, wo die Herrſchaft nichts 
vermag, wo die Regierung allein helfen kann. ain 

Die Regierung, die Behörden ſind bekanntlich die Dienſtboten des 
Publicums. Es verſſeht ſich von ſelbſt, daß wir damit nicht das Anſehen 
von Regierung und Behörden herabſetzen wollen, wir erinnern nur an eine 
Thatſache. Regierung und Behörden taugen nichts, wenn ſie etwas anderes 
als die Diener des Volkes ſind. 


Im Verſicherungsweſen werden aber Regierung und Behörden mehr 
beſtochen als alle Dienſtboten im Verkehre mit dem Krämer. 

Wir wollen zu ſolchen Beſtechungen die häufigen Geſchenke von Feuer⸗ 
ſpritzen gar nicht zählen, fie laſſen ſich damit rechtfertigen, daß fie das Ri⸗ 
ſico der Felerberſcherungsgeſelſchaften vermindern, es find meiſtens Ge⸗ 
ſchenke welche ſich die Anſtalten ſelbſt machen, es werden aber eine Menge 
Geſchenke gemacht, die nicht den geringſten Bezug auf den Geſchäftsbetrieb 
des Verſicherungsweſens haben, Geſchenke an Wohlthätigkeitsanſtalten, an 
Beamtenpenſionsfonds und dergl. mehr, reine Weihnachtsdüten, die Meinung 
der Staats⸗ und Communalbehörden zu beſtechen, damit dieſe die Geber in 
ihrem Geſchäftsbetrieb begünſtigen. 

Man kann vielleicht die Geſellſchaften, welche ſolche Gaben machen, 
entſchuldigen. Wenn eine Geſellſchaft ſich Begünſtigung ſichert, ſo kann 
eine concurrirende ſich kaum anders helfen, als indem fie ebenfalls Begün⸗ 
ſtigung erkauft. Wenn alle Concurrenten gleiche Beſtechung anwenden, fo 
wird die Bevorzugung eines Einzelnen aufhören, d. h. die Gunſt der Be⸗ 
hörden wird ſich darauf beſchränken, von der Bedürfnißfrage und anderen 
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geſetzlichen Hülfsmitteln der Willkür gar keinen Gebrauch zu machen, und 
dies iſt — Geldeswerth. - 

Für die Regierung und die Behörden fehlt aber die Entſchuldigung 
dafür, daß fie von den Verficherungsgeſellſchaften Geſchenke annehmen und 
dieſe Geſcheuke berückſichtigen, wie z. B. die Zahl der Agenten beweiſ't, 
welche von den ſchenkenden und diejenige, welche von den nichtſchenkenden 
Geſellſchaften an einem Orte zugelaſſen find. 

Wir wiſſen ſehr wohl, daß manche Leiter der Regierung die Natur der 
ſogenannten Wohlthätigkeitsakte der Verſicherungsgeſellſchaften vollkommen zu 
würdigen wiſſen, von dem preußiſchen Miniſter des Innern, Herr von Weſt⸗ 
phalen, hat der Schreiber dieſer Zeilen ſelbſt eine Aeußerung gehört, die das 
Syſtem dieſer Geſchenke durchaus mißbilligte. Wenn aber ſolche richtige An⸗ 
ſicht vorhanden iſt, warum wird nicht das Verbot von Weihnachtsdüten 
von der Sphäre des Verkehrs, wo es überflüſſig iſt, auf die übergetragen, 
wo es nüßlich fein könnte und wo es gerechtfertigt wäre, wenn es nur gegen 
die Annahme anſtatt gegen das Geben gerichtet wäre? | 

Da, wo das Publitum nicht ſich ſelbſt ſchützen kann, iſt die Regie⸗ 
rung zur Einſchreitung berufen, das Publikum kann ſich in der Verſiche. 
rungefrage nicht ſelbſt helfen, denn die Begünſtigung welche eine Geſellſchaft 
durch Geſchenke erkauft, beſteht eben darin, daß Agenten anderer Geſellſchaf⸗ 
ten nicht conceſſionirt werden, das Publikum hat daher oft nur die Alter⸗ 
native gar nicht zu verſichern oder bei der begünſtigten Geſellſchaft, welche 
natürlich in den Prämien nicht nur den Preis der Sicherheit, ſondern auch 
den Werth der Weihnachtsdüten ſich bezahlen läßt. 


Zinsfuß und Lebensverſicherung. 
Der Werth einer jährlichen Zahlung von 1 erreicht mit den Zinſen und 
deren Nachwuchs 100 


bei 2½ % Zins in ca. 51 Jahren 
7 3 „„, sir, „, A en, 
„ 3½ „ „ „ „ 43% „ 
. r, 
R% , „ „ 38% u 
ee eee 


„ G e 339½ , 

Eine Lebensverſicherungsgeſellſchaft, welche ihre Gelder mit 6 % Zins 
anzulegen vermöchte, würde, abgeſehen von den Verwaltungskoſten, bei einer 
Prämie von 14% beſtehen konnen, während bei einer Zinserwerbung von 

4 4 2 3 271 
ca. V . 2.8 1.4.8 1.6.9 1.9.11 1.15.5 
erhoben werden müßte. \ 

Zwiſchen den Extremen der gegenwärtig üblichen Zinſen ligt daher ein 
Unterſchicd welcher mehr als 50 9% auf die Prämie influirt, für welche eine 
Verſicherungsgeſellſchaft ihre Dienſte leiſten kann. g 

Die Abweichungen, welche für die Altersklaſſen, welche am meiſten 
verſichert werden, d. h. zwiſchen dem 25. und 50. Jahre in den verſchiede⸗ 
nen Sterblichkeitstafeln ſtattfinden, find unbedeutend gegenüber dem Einfluſſe 
des Zinsfußes. . i a; A 

Diefer Einfluß wird, je mehr ſich. die Concurrenz aus bildet und je 
mehr das Publikum die Verſchiedenheit ihrer Bedingungen würdigen lernt, 
von den wichtigſten Folgen für die Entwicklung der verſchiedenen Inſtitute 
ſein. Diejenigen in einem Lande mit hohem Zinsfuß werden ſich mit un⸗ 
gleich billigern Prämien als die in einem Lande mit niedrigem Zinsfuß be⸗ 
gnügen können, die Erſteren werden näturgemäß das Geſchäft an ſich ziehen, 
die Letzteren mit Mühe ihre Exiſtenz erhalten. - 

Bis jetzt, wo ein Land fich gegen das Andere abzuſchließen jedes den 
fremden Verſicherungsgeſellſchaften den Geſchäftsbetrieb zu unterſagen pflegte, 
konnte ſich jener Einfluß noch wenig geltend machen. Anders wird dies 
aber ſein, wenn die internationale Verkehrsfreiheit auch in dem Verſicherungs⸗ 
weſen eintritt und das Publikum nicht mehr gehindert wird, da zu ver⸗ 
ſichern, wo dies feinen Jntereſſe am meiſten zufagt. f N 

Hieran zu erinnern, ſcheint uns um ſo mehr an der Zeit, als die 


12 


neuen Verſicherungsgeſellſchaften ohne alle Rückſicht auf die Höhe des Zins⸗ 


u ündet werden und die meiſten in ihren Statuten die Kapitalan⸗ 
1155 Wife Verwendung im Inlande beſchränken, ſich alſo ſelbſt die 
Möglichkeit abſchneiden, bei dieſer Verwendung den höchſtmöglichen Zins- 
u en zu können. . ABI 

1 1 5 0 Folgen, welche aus einer permanenten Verſchiedenheit — Zins⸗ 
fußes, ſind aber auch die zu beachten, welche aus den momentanen chwan⸗ 
kungen des Zinsfußes hervorgehen. Dieſe Schwankungen laſſen ſich Aut 
dings bei Lebensverſicherungen mit jährlicher Prämienzahlung nicht oder nur 
im Intereſſe der Verſicherer benutzen, es fragt ſich aber, ob ſie nicht für 


ſolche Lebensverſicherungen, welche mit einmaliger Kapltalszahlung begründet 


als eine Quelle der Geſchafts⸗ 


w i erſicherten und 0 
erden, im Intereſſe der Verſiche wengſtens bei den Gefelffchaften, 


vermehrung ausgebeutet werden könnten, | 5 i 
welch ach hren Statuten Staatspapiere als Kapitalanlage benütken dürfen. 

Wenn bei dem Zinsfuß von 3 % das Kapital, welches für 100 4% 
Lebensverſicherung zu bezahlen iſt, 40 ＋ beträgt, fo betragt daſſelde Kapi⸗ 
kal zu 6 % Zins nur etwa 17 . Letzteres würde aber vorausſetzen, daß 
die Zinſen und Zinſeszinſen ſtets wieder zu 6 % verzinslich angelegt wer⸗ 
en können. Da dieſe Vorausſetzung unſtatthaft iſt, wenn der hohe Zins⸗ 


fuß von 6 % nur als vorübergehend und nur der von 3 % als bleibend 
betrachtet werden kann, ſo würde die Frage geſtellt werden, wie viel 6 % 
Zins tragendes Staatspapier gekauft werden muffe, um 100 f Verſicherung 
zu decken, wenn der Zinſeszins nur auf 3 % berechnet werden darf. Man 
wird etwa 23½ a anſtatt der 40 oder anſtatt der 17 ib finden. Es 
folgt hieraus, daß eine Geſellſchaft für Verſicherungen, welche durch Kapital⸗ 
einzahlungen begründet werden, im Augenblick des hohen Zinsfußes, reſp. 
des niederen Courſes der Staatspapiere ganz andere Vortheile anbieten kann 
als in den Tarifen für gewöhnliche Zeiten angegeben iſt. Wo eine Geſell⸗ 
ſchaft unſere Anficht theilt, daß Staatspapiere eine ſehr ſchlechte Sicherheit 
und daher als Geldanlage für Verſicherungsgeſellſchaften nicht geeignet ſind, 
werden Gelegenheiten zu jenen vortheilhaften Anerbietungen ſeltener ſein, 
weil der Zinsfuß für hypothekariſche Sicherheiten nicht im gleichen Maße 
wie der für Staatspapiere ſchwankt, es giebt aber Kriſen, wo Darleihen 
auf alle Arten Sicherheit zu hohem Zinsfuß geſucht, wo 4 % erſte Hypo: 
theken zu 80% angeboten find und die Courſe der Pfandbriefe (ſiehe Hüb⸗ 
ners „Banken“, Theil II. Seite 65) zeigen Schwankungen bis zu 40 5%. 

Iſt es nun dieſen Thatſachen gegenüber klug, daß Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften für Lebensverſicherung durch Kapitaleinlage unter allen Umſtänden 
an ihrem Tarif feſthalten? zumal dieſe Tarife weniger vortheilhaft erſcheinen, 
je mehr der Zinsfuß ſteigt und das Geſchäft der Verſicherer natürlich ab⸗ 
nimmt, je weniger es dem Verſicherungsluſtigen vortheilhaft erſcheint. Wir 
glauben, daß für dieſe Art Verſicherung Abweichungen vom Tarif, wie 
durch verſchiedene Umſtände, ſo auch durch den Zinsfuß bewilligt werden 
können und daß die Geſellſchaften eine große Vermehrung ihres Geſchäftes 
erfahren würden, wenn fie das Publikum von ihrer Bereitwilligkeit dazu 
unterrichteten, wir wollen aber die Frage nicht beantwortet ſondern nur an— 
geregt haben, und werden um ſo lieber Anſichten Anderer über dieſen Punkt 
entgegennehmen, als eben jetzt ein Zeitpunkt gekommen iſt, wo Schwankun⸗ 
gen des Zinsfußes in größerem Maßſtab eintreten dürften. 


— Nach dem Precurfeur von Antwerpen gingen im Jahre 1853/54 
von 185 auf die Reiſe gegangenen Schiffen keinerlei Nachrichten cin. Hier⸗ 
unter befanden ſich 11 belgiſche, 35 franzöſiſche, 65 engliſche, 12 holländi⸗ 
ſche, 17 nach Europa beſtimmte Amerikaner, 45 verſchiedene. 

Seit den Jahren 1836 und 1838 war das Verhältniß der verlorenen 
zu den total verunglückten Schiffen niemals ſo groß, als in dem Jahre 
1853. Damals wurde in Folge diefer tragiſchen Statiſtik von der Regie⸗ 
rung der vereinigten Staaten ein neues Syſtem der Pilotage und Beleuch⸗ 
tung eingeführt, und die engliſche Regierung veranlaßte eine Unterſuchung zur 
Prüfung der Urſachen der Vermehrung der Schiffbrüche. Dieſe Urſachen 
wurden genau erkannt, Mittel zur Abhülfe aber nicht angegeben. 


Ucberſicht des Geſchäftsbetriebes der Deutſcheu Lebens- 
verſicherungsgeſellſchaft zu Lübeck. 
Lebensverſicherungen Lebensverſiche⸗ Capitalfond *) der verſicherten 


Ende im abgeſchloſſen tungen am Aus⸗ Leib⸗ aufgeſchobe⸗ 
Jahre auf Lebens- auf kürzere Jahresſchluß ſteuern renten nen Leib: 
zeit Zeit renten 
Ert.⸗Mk. Ert.⸗Mk. Ert.⸗Mk. Crt.⸗Mk. Ert.⸗Mk. Ert.⸗Mk. 
1829 666,925 158,525 820,150 1,667 17,742 — 
1830 506,750 208,075 1,436,075 4,794 53,233 — 
1831 382,580 246,700 1,847,567 9,784 55,109 — 
1832 531,200 153,175 2,380,742 10,704 63,245 — 
1833 452,435 137,275 2,778,890 12,485 92,430 798 
1834 623,125 279,072 3,421,787 15,003 99,083 124 
1835 763,167 194,488 4,031,282 18.095 136,361 6,781 
1836 405,325 203,838 4,282,628 23,064 185,494 14,982 
1837 637,650 192,521 4,740,618 28,957 187,986 17,829 
1838 563,225 318,963 5,184,324 32,137 191,689 19,061 
1839 687,093 183,480 5,625,032 34,720 214,869 25,805 
1840 781,679 182,470 6,100,718 39,142 240,091 26,573 
1841 756,716 297,776 6,586,405 41,263 251,452 27,365 
1842 697,632 297,250 6,938,356 43,692 251,176 28,212 
1843 561,687 250,216 7,286,397 46,330 245,573 27,167 
1844 444,250 103,433 7,211,219 50,273 239,110 27,349 
1845 403,116 128,044 7,074,631 52,944 253,686 26,180 
1846 547,922 48,762 7,102,029 57,452 255,864 25,333 
1841 682,744 83,781 7,289,268 61,089 264,044 30,378 
1848 143,591 128,544 7377731 62,858 259,797 30,648 
1849 517,137 123,194 7,457,182 73,815 236,190 25,035 
1850 579,981 209,937 4,293,992 73,569 253,263 25,352 
1851 1,051,872 110,381 7,680,447 56,008 284,351 25,567 
1852 2,052,431 164,737 8,732,102 62,414 356,054 22,000 


16,040,233 4,404,637 


Zuſammen: 20,444,870 


), Die Summe der verſicherten Aus ſteuern war Ende 1852 Crt⸗Mk. 150,390, 
die 1 1 Summe der Renten iſt aus den uns vorliegenden Papteren nicht 
zu erſehen. 


Ende Prämien⸗Einnahme Erloſchene Lebensverficherungen Vermögen der 
im für &ebenöverfiherung durch Tod durch Rückkauf Geſellſchaft am 
Jahre während des Jahres 5 oder Ablauf Jahresſchluß 
während des Jahres 
Ert.⸗Mk. Ert.⸗Mk. Ert⸗Mk. Ert.⸗Mk. 
1829 36,470 4,700 —— 1305407 
1830 61,736 36,348 63,152 1,369,461 
1831 77,125 39,628 73,960 1,403,286 
1832 95,472 66,876 84,324 1,429,980 
1833 112,142 59,567 131,995 1,501,537 
1834 137,257 58,913 200,387 1,574,332 
1835 161,484 83,690 264,470 1,688,334 
1836 172,836 96,635 261,182 1,790,993 
1837 192,414 109,725 262,456 1,860,950 
1838 211,755 59,889 378,593 1,998,665 
1839 232,274 139,845 290,020 2,114,585 
1840 254,193 180,268 308,194 2,205,606 
1841 272,210 211,572 357,233 2,273,362 
1842 284,985 219,091 423,840 2,331,025 
1843 299,839 159,900 303,961 2,384,500 
1844 302,726 205,793 417,069 2,520,060 
1845 295,364 225,785 441,962 2,590,882 
1846 296,104 241,250 328,038 2,641,448 
1847 305,156 253,755 325,530 2,119,489 
1848 309,599 354,403 429,269 2,744,160 
1849 306,668 204,844 356,037 2,901,862 
1850 279,039 343,981 609,127 2,812,897 
1851 302,002 171,475 604,323 2,897,985 
1852 371,325 241,444 924,069 3,022,830 
3,779,377 7,933,391 


Zuſammen: 11,712,788 
Laufende Lebensverſicherungen 


(Se en. 8,732,102 
Verſicherungen von 1827 bis 
NS ee 20,444,870 


Der Rechenſchaftsbericht von 1853 iſt noch nicht veröffentlicht, es wird 
uns jedoch mitgetheilt, daß in dieſem Jahre 883 Verſicherungen, wovon 775 
Lebensverſicherungen, im Betrage von 2,951,067 Crt.⸗Mk. abgeſchloſſen 
worden ſind. Es ſcheint daher, daß die Geſchäfte der Geſellſchaft in dem 
außerordentlichen Aufſchwung verharren, welchen ſie ſeit 1851 genommen 
haben. Da der Durchſchnitt obiger 24 Jahre jährlich 854,453 Crt.⸗Mk. 
Lebensverſicherungsabſchlüſſe nachweiſt, ſo iſt die Summe der im Jahre 1853 
abgeſchloſſenen Lebens verſicherungen gegen 3½ Mal fo groß als jener 
Durchſchnitt. 


— Abermals iſt ein Schiff mit Guano durch Selbſtentzündung dieſes 
Düngers in Brand gerathen. Das Unglück traf die piemonteſiſche Brigg 
„Italia“ auf der Reiſe von Buenos Ayres nach Southampton. Die Mann⸗ 
ſchaft rettete ſich auf die Inſel Saint Michel in den Azoren, weniges iſt 
gerettet worden. 

— In Frankreich iſt die Conceſſion der im Jahre 1829 gegründeten 
gegenſeitigen Verſicherungsgeſellſchaft des Departement Indre, welche ihren 
Sitz in Chateauroux hat, bis 1880 verlängert worden. 

— Bekanntlich hat ſich außer der unter Aegide der Magdeburger 
Feuerverſicherungsgeſellſchaft entſtandenen Magdeburger Hagel⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft eine andere unter gleichem Namen, bis jetzt jedoch ohne Erfolg 
angekündigt. Bezüglich des letzteren Projectes heißt es in einem Mund: 
ſchreiben der Erſteren: „Schließlich ſehen wir uns noch, auf mehrfache an 
uns ergangene Anfragen, zu der Erklärung genöthigt, daß der Director der 
ſeit einigen Jahren am hieſigen Platze auf Gegenſeitigkeit entſtandenen 
Hagelſchäden⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft Ceres, Herr L. G. 
Schmidt, gleichfalls beabſichtigt, die von ihm ins Leben gerufene Geſellſchaft 
mit einem Actien⸗Capitale von Drei Millionen Thalern auszurüſten und zu 
dieſem Zwecke Einladungen zur Zeichnung von Actien in öffentlichen Blät— 
tern erlaſſen hat, daß aber unſer Unternehmen mit der Hagelſchäden⸗Ver⸗ 
ſicherungs⸗Geſellſchaft Ceres keinerlei Verbindung und durchaus nichts gemein hat. 
„ d SSS 


= Anzeigen. 
Nachricht für Seefahrer. 


Das Foreign Office in London hat einer der Handelskammer vom Senate 
gemachten Anzeige zufolge durch die London Gazette vom 16. Juni d. J. be⸗ 
kannt gemacht, daß der die Dftfeeflotte befehligende Vice Admiral Charles Napier 
von Hangö Bay aus unterm 28. Mai d. J. mitgetheilt habe, daß die Hafen 
von Libau und Windau, an der Küſte von Kurland, und ſonſtige Häfen, 
Rheden oder Buchten von 55 53“ N. Breite nördlich bis zum Cab Dager 
Ort, incluſive der Häfen von Riga, Pernau und aller anderen Häfen, Rheden 
oder Buchten in dem Rigaiſchen Meerbuſen durch eine hinreichende Macht in 
Blockadezuſtand geſetzt waren. 

Ferner find durch genügende Macht in ſtrengen Blockadezuſtand geſetzt: alle 
Häfen, Rheden oder Buchten oſtlich vom Cap Dager Ort incl. Hapfal, Inſel 
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Druck von C. Schünemann. 


Wormsö, Baltiſchport, Reval, und andere zwiſchenliegende Häfen au der 
Küſte Eſthlands bis zum Eckholm Leuchtfeuer (590 43“ N. Br., 250 48,0. L.); 
von da in nordweſtlicher Richtung bis Helſingfors und Sweaborg an der I 
Küſte Finnlands; alsdann weſtwärts, Barö Sund, Hangö⸗Head, Orö und 
Abo inel. der Alands⸗Inſeln und zwiſchenliegender Häfen; von da nördlich, 
incl. Nyſtad, Blörneborg, Chriftinäftad, Vaſa, Walgrund⸗Inſeln, Klein⸗Karleby, 
Jacobſtad, Groß⸗Karleby, Lahts, Kalawki, Braheſtad, Uleaborg, Inſel Carlo, 
Ijo, Geſtila, Tornea, Ned. Tornea (ungefähr in 65 50 N Br. 24% 15, 0. L.) 
und alle zwiſchenliegenden ruſſiſchen Häfen, Rheden und Buchten im Bottni⸗ 
ſchen Meerbuſen. J 

Sodann wird darauf hingewieſen, daß hinſichtlich aller Schiffe, welche ver⸗ 
ſuchen ſollten, die gedachte Blockade zu verletzen, jede durch das Völkerrecht 
und die reſp. Verträge zwiſchen Groß⸗Britannien und den verſchiedenen neu⸗ 
tralen Mächten ſanktionirte Maßregel in Anwendung kommen ſoll. 

Bremen, den 21. Juni 1854. 


Die Handelskammer. 


Nachricht für Seefahrer. 
Nach einer Mittheilung des Senats iſt am 5. und 7. Juni d. J. dem 
Hanſeatiſchen Geſchaftsträger in Conſtantinopel durch die dortigen Geſandten 
Englands und e folgende durch die commandirenden Admiräle der 
combinirten engliſch⸗franzöſiſchen Flotte im Schwarzen Meere erlaſſene 
Blockade⸗Erklärung der Donau 


notificirt worden: 


Combinirte Flotte im Schwarzen Meere. 

In Folge des Uebergangs der ruſſiſchen Truppen über die Donau, deren 
Occupation der Dobrudſcha und Beſitzergreifung der Ufer und Mündungen 
der Donau, erklären wir, die unterzeichneten Viceadmiräle und Befehlshaber 
der combinirten franzöſiſchen und engliſchen Flotte im Schwarzen Meere, im 
Namen unſerer reſp. Regierungen und zur Kenntniß für Jeden, den es angeht, 
daß wir, um die Zufuhr von Lebensmitteln an die ruſſiſche Armee zu verhindern, 
eine effective Blockade der Donau mit allen ihren Mündungen ins 
Schwarze Meer errichtet haben, und daher die Schiffe aller Nationen war⸗ 
nen, bis auf weitere Bekanntmachung nicht in diefen Fluß einzulaufen. 

Baltſchik, den 1. Juni 1854. 


(gez.) Hamelin. 
Bremen, am 21. Juni 1854. 0 


Die Handelskammer. 


(gez.) Dundas. 


Bekanntmachung. 


„Diejenigen Briefe nach den Vereinigten Staaten von 
Amerika, welche mit dem 
am 5. Juli c., 


von KHädre abgehenden 
Poſt⸗Dampfſchiffe Franklin 4 
befördert werden ſollen, find ſpaͤteſtens 
bis Sontag, dem 2. Juli c., 
Morgens 8½ Uhr, 
auf dem unterzeichneten Stadt Poſt⸗Amte aufzuliefern. 
Die Briefe müſſen bis Havre — mit 18 Groten für den ein 
fachen Brief im Gewichte von ½ Lothe — frankirt werden. 


Bremen, den 27. Juni 1854. 
Stadt⸗Poſt⸗Amt. 


N * + 
Der Actionair. 

— | 
Centralorgan für Fonds- und Actienbefiger in Eiſenbahnen, 
Dampfſchifffahrt, Banken, Verſicherungen und induſtriellen 
Unternehmungen. 

. — Neb ſt 

Anzeiger für amerifanifche Fonds und Effecten. 

Dieſes ſeit Anfang des Jahres in Frankfurt a. M. erſcheinende Journal 
hat ſich bereits in den weiteſten Geſchäftskreiſen bei Capitaliſten, fowie 
Bankiers und Börſenſpeculanten als ein unparteiifcher Rathgeber und 
als reichhaltiges Magazin aller in das Actien weſen einfchlagenden 
Materien accreditirt, und darf ſich die Verwaltung des Blattes deshalb auf 
das allgemeine Urtheil ſowie auf den günfiigen Erfolg der Unternehmung ſelbſt 
berufen. Sie ſieht darm einen Sporn, ihre Anſtrengungen zu verdoppeln, und 
ein dem deutſchen Unternehmungsgeiſt und feinen Werken immer wür digeres 
Centralorgan herzuſtellen. 

Der Anzeiger für amerikaniſche Fonds und Effecten gibt die 
vollſtändige Ueberſetzung des Newyorker Kurszettels von De Coppet mit Beifü⸗ 
gung der Frankfurter Notiz und eine directe Correſpondenz aus Newyork über 
das geſammte Fondögeſchäft der Vereinigten Staaten. 

Ausloſungen und ‚Amortifationen von Staatsanlehen, Eiſenbahnobligatio⸗ 
nen u. ſ. w. werden ſämmtlich nach den Originalliſten mitgetheilt. 

Der Actionär erſcheint alle Sonntag Morgen in Folio mit Beilagen, 
Preis in Frankfurt 2fl. 30 kr. das Vierteljahr, auswärts 3fl. Skr. (1 Thlr. 24 Sgr.) 


Plangemäße Inſerate finden die geeignete Verbreitung. 


. ͤ — il re a 
> „ 7 Lid 
M 
Hülfe für Männer! 
Dr. Joh n Stanley's be rühmte Kraft-Essenz iſt in den entſpre⸗ 
chenden Schwächezuſt än den fiets mit glänzendem Erfolg angewendet worden. 


Ferd. Janſen, 
Preis 2 Louis d'or. 


— Beſtellungen aus Deutſchland können durch Herrn Dr. 
Buchhändler in Weimar, vermittelt werden. — 


Briefe 
und Gelder franco. g 


